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Neuss/Grevenbroich, 14.09.2016

Mitglieder des Kreistages

nachrichtlich:
An die Dezernenten

Einladung
zur 11. Sitzung
des Kreistages
(XVI. Wahlperiode)

am Mittwoch, dem 28.09.2016, um 15:00 Uhr

Kreishaus Grevenbroich
Kreissitzungssaal (1. Etage)
Auf der Schanze 4, 41515 Grevenbroich
(Tel. 02181/601-2171 und -2172)

TAGESORDNUNG:
Offentlicher Teil:
1. Feststellung der ordnungsgemaBen Einladung und der
Beschlussfahigkeit
2. Verpflichtung und Einflihrung eines neuen
Kreistagsabgeordneten
Vorlage: 010/1573/XV1/2016
3. Umbesetzung von Ausschiissen und Gremien
3.1. Antrage auf Umbesetzung
4, Einbringung des Entwurfs des Gesamtabschlusses zum
31.12.2014
Vorlage: 20/1554/XV1/2016
5. Einbringung des Entwurfs des Jahresabschlusses fir das

Haushaltsjahr 2015
Vorlage: 20/1541/XV1/2016
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6. Verzeichnis der iber-/auBerplanmaBigen Aufwendungen und
Auszahlungen im Haushaltsjahr 2016
Vorlage: 20/1567/XV1/2016

7. Beitritt des Rhein-Kreises Neuss als Trager der mit Wirkung
zum 01. Januar 2017 in Kraft tretenden rechtsfahigen Anstalt
des offentlichen Rechts mit der Bezeichnung ,d-NRW ASR"
Vorlage: VI/1451/XVI/2016

8. Entwicklungsplan Kulturlandschaft im Rhein-Kreis Neuss,
Fertigstellung des Gesamtplans
Vorlage: 61/1561/XV1/2016

9. Antrage

9.1. Antrag der Kreistagsfraktion SPD vom 24.08.2016 zum
Thema "Senkung der Kreisumlage fiir das Haushaltsjahr
2017"
Vorlage: 010/1559/XVI/2016

9.2. Resolution der Kreistagsfraktionen CDU und FDP vom
07.09.2016 zum Thema "Dienstrecht NRW"
Vorlage: 010/1574/XV1/2016

9.3. Antrag der Kreistagsfraktionen CDU und FDP vom 14.09.2016
zum Thema "Mehr junge Menschen flr die Kreispolitik
begeistern!"
Vorlage: 010/1586/XVI/2016

10. Mitteilungen

11. Sitzungskalender 2017
Vorlage: 010/1558/XVI/2016

12. Anfragen

13. Einwohnerfragestunde

Nichtoffentlicher Teil:
1. Personalangelegenheiten

1.1. Kreiskrankenhduser: Personalangelegenheiten
Vorlage: 540/1583/XVI/2016

1.2. Kreiskrankenhduser: Personalangelegenheiten
Vorlage: 540/1585/XVI/2016

2. Seniorenhduser des Rhein-Kreises Neuss - Bilanz zum
31.12.2015
Vorlage: 507/1568/XV1/2016



Einladung zur 11. Sitzung des Kreistages am 28.09.2016

3. Antrage
4. Mitteilungen
5. Anfragen

Hans-Jlrgen Petrauschke
Landrat

Fir die Vorbesprechungen stehen den Fraktionen in der Zeit von 14.00 - 15.00 Uhr folgende

Raume im Sitzungsbereich des Kreishauses Grevenbroich zur Verfligung:

CDU-Fraktion:

SPD-Fraktion:

Fraktion Biindnis 90/Die Griinen:

FDP-Fraktion:

Die Linke:

Fraktion UWG/Die Aktive

Besprechungsraum V/VI
1. Etage
02181/601-2050/2060

Besprechungsraum I
Erdgeschoss
02181/601-2110

Besprechungsraum IV
Erdgeschoss
02181/601-2140

Besprechungsraum III
Erdgeschoss
02181/601-2130

Besprechungsraum II
Erdgeschoss
02181/601-2120

Besprechungsraum 0.02
Erdgeschoss
02181/601-1117

Parkplatze stehen in der Tiefgarage des Kreishauses Grevenbroich, Einfahrt "Am

Standehaus", zur Verfligung.

Es wird ausdriicklich darauf hingewiesen, dass das Parken auf dem Rondell vor dem
Haupteingang des Kreishauses Grevenbroich nicht gestattet ist!
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Sitzungsvorlage-Nr. 010/1573/XVI/2016

Gremium Sitzungstermin Behandlung

Kreistag 28.09.2016 offentlich

Tagesordnungspunkt:
Verpflichtung und Einfiihrung eines neuen Kreistagsabgeordneten

Sachverhalt:

Herr Marc Becker (Die Piraten) riickt als Nachfolger von Frau Bianca Fréomgen in den Kreistag
nach.

GemaB § 46 Abs. 3 KrO NRW sind nachrlickende Kreistagsabgeordnete vom Landrat in ihr
Amt einzuftihren und in feierlicher Form zur gesetzmaBigen und gewissenhaften
Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu verpflichten.

Folgende Verpflichtungsformel wird empfohlen:

»Ich verpflichte mich, dass ich meine Aufgaben nach bestem Wissen und Kénnen
wahrnehmen, das Grundgesetz, die Verfassung des Landes und die Gesetze
beachten und meine Pflichten zum Wohle des Kreises erfiillen werde.

(So wahr mir Gott helfe.)"
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Sitzungsvorlage-Nr. 20/1554/XV1/2016

Gremium Sitzungstermin Behandlung

Kreistag 28.09.2016 offentlich

Tagesordnungspunkt:
Einbringung des Entwurfs des Gesamtabschlusses zum 31.12.2014

Sachverhalt:

Nach § 53 KrO NRW i.V.m. § 116 GO NRW hat der Kreis in jedem Haushaltsjahr fiir den
Abschlussstichtag 31. Dezember einen Gesamtabschluss unter Beachtung der Grundsatze
ordnungsmaBiger Buchfiihrung aufzustellen. Zum ersten Mal bestand diese Pflicht zum
Stichtag 31. Dezember 2010 (§ 2 NKF-Einfiihrungsgesetz).

Der Entwurf des Gesamtabschlusses 2014 wurde im Auftrag des Kreises von der
Wirtschaftspriifungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner GmbH, Krefeld, erstellt. Darin wird
ein  Gesamt-Jahresfehlbetrag von 600 TEUR ausgewiesen. Der Bericht der
Wirtschaftspriifungsgesellschaft mit dem Entwurf des Gesamtabschlusses wird in der Sitzung
vorgelegt.

Entsprechend der nach § 116 Abs.5 i.V.m. § 95 Abs.3 GO NRW vorgegebenen
Verfahrensschritte wird der Entwurf des Gesamtabschlusses 2014 dem Kreistag zur
Kenntnisnahme vorgelegt. Danach erfolgt die Prifung durch den
Rechnungsprifungsausschuss.

Beschlussempfehlung:

Der Kreistag nimmt den Entwurf des Gesamtabschlusses des Rhein-Kreises Neuss zum
31.12.2014 zur Kenntnis und weist ihn zur Priifung dem Rechnungspriifungsausschuss zu.
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Sitzungsvorlage-Nr. 20/1541/XV1/2016

Gremium Sitzungstermin Behandlung

Kreistag 28.09.2016 offentlich

Tagesordnungspunkt:
Einbringung des Entwurfs des Jahresabschlusses fiir das Haushaltsjahr

2015

Sachverhalt:

GemaB § 53 KrO in Verbindung mit § 95 GO NRW hat der Kreis zum Schluss eines jeden
Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen, in dem das Ergebnis der
Haushaltswirtschaft des Haushaltsjahres nachzuweisen ist. Es muss unter Beachtung der
Grundsatze ordnungsmaBiger Buchfiihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen
entsprechendes Bild der Vermbgens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Kreises
vermitteln und ist zu erldutern.

Der Jahresabschluss besteht aus:

e der Ergebnisrechnung § 38 GemHVO
e der Finanzrechnung § 39 GemHVO
e den Teilrechnungen § 40 GemHVO
e der Bilanz § 41 GemHVO
e dem Anhang § 44 GemHVO

Dem Anhang ist ein Anlagespiegel (§ 45 GemHVO), ein Forderungsspiegel (§ 46
GemHVO) und ein Verbindlichkeiten Spiegel (§ 47 GemHVO) beizufiigen.

Des Weiteren ist dem Jahresabschluss ein Lagebericht gem. § 48 GemHVO beizufiigen.
Nach § 96 GO NRW stellt der Kreistag den vom Rechnungspriifungsausschuss gepriften

Jahresabschluss durch Beschluss fest. Der Feststellung des Jahresabschlusses durch den
Kreistag gehen mehrere Verfahrensschritte voraus:
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§ 95 Abs. 3 GO e Aufstellung des Jahresabschlusses durch den Kammerer und
Bestatigung durch den Landrat
e Weiterleitung des bestatigten Entwurfs an den Kreistag

§ 101 Abs. 1 GO e Priifung des Jahresabschlusses durch den
Rechnungsprifungsausschuss

e Erstellung des Priifungsberichtes mit Aufnahme des
Bestatigungsvermerks bzw. des Vermerks Uber seine Versagung

§ 101 Abs. 2 GO e Gelegenheit zur Stellungnahme vor Abgabe des Priifungsberichtes

§ 101 Abs. 3 GO e Zusammenfassung des Priifungsergebnisses in einem
Bestatigungsvermerk

§ 101 Abs. 7 GO e Unterzeichnung des Betatigungsvermerks durch den Vorsitzenden
des Rechnungspriifungsausschusses

§ 101 Abs. 8 GO e Der Rechnungspriifungsausschuss bedient sich zur Durchflihrung
der Priifung der ortlichen Rechnungspriifung

e Die drtliche Rechnungspriifung oder Dritte als Priifer haben im
Rahmen ihrer Priifung einen Bestdtigungsvermerk abzugeben

§ 96 Abs. 1 GO e Feststellung des vom Rechnungspriifungsausschuss gepriiften
Jahresabschlusses durch den Kreistag

¢ Gleichzeitige Beschlussfassung lber die Verwendung des
Jahrestiberschusses bzw. die Behandlung des Fehlbetrages

e Entscheidung Uber die Entlastung des Landrates

§ 96 Abs. 2 GO e Anzeige des festgestellten Jahresabschlusses bei der
Aufsichtsbehorde
e Offentliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses

Die Jahresabschliisse 2007 bis 2015 wurden wie folgt aufgestellt:

Entwurf in den Kreistag eingebracht | Feststellung durch den Kreistag
2007 17.06.2009 23.09.2009
2008 10.03.2010 14.07.2010
2009 08.12.2010 30.03.2011
2010 21.09.2011 21.12.2011
2011 19.09.2012 19.12.2012
2012 18.09.2013 17.12.2013
2013 17.09.2014 16.12.2014
2014 15.12.2015 29.06.2016
2015 28.09.2016 21.12.2016 (geplant)

Der vom Kreiskammerer aufgestellte und vom Landrat bestdtigte Entwurf des
Jahresabschlusses des Rhein-Kreises Neuss zum 31.12.2015 wird in der Sitzung eingebracht.

Beschlussempfehlung:

Der Kreistag nimmt den Entwurf des Jahresabschlusses des Rhein-Kreises Neuss zum
31.12.2015 zur Kenntnis und weist ihn zur Priifung dem Rechnungspriifungsausschuss zu.
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Sitzungsvorlage-Nr. 20/1567/XV1/2016

Gremium Sitzungstermin Behandlung

Kreistag 28.09.2016 offentlich

Tagesordnungspunkt:
Verzeichnis der liber-/auBBerplanmaBigen Aufwendungen und

Auszahlungen im Haushaltsjahr 2016

Sachverhalt:

GemaB § 53 der Kreisordnung (KrO) NRW in Verbindung mit § 83 der Gemeindeordnung
(GO) NRW sind liber- und auBerplanmaBige Aufwendungen und Auszahlungen nur zulassig,
wenn sie unabweisbar sind und ihre Deckung gewahrleistet ist. Uber die Leistung dieser
Aufwendungen und Auszahlungen entscheidet der Kdmmerer, soweit der Kreistag keine
andere Regelung trifft. Sind die Aufwendungen und Auszahlungen erheblich, so bedlirfen sie
der vorherigen Zustimmung des Kreistages; im Ubrigen sind sie dem Kreistag zur Kenntnis zu
bringen.

Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 18.12.2001 folgendes beschlossen:

Bei Uber- und auBerplanmaBigen Ausgaben gemaB § 83 GO NRW (alt) sind im Einzelfall
folgende Betrdage als unerheblich anzusehen:

a) bei freiwilligen Ausgaben bis 5.000,00 EUR
b) bei Pflichtausgaben bis 250.000,00 EUR

Bis zum Erlass einer anderslautenden Regelung finden diese Erheblichkeitsgrenzen auch flir
die Haushaltsfihrung nach den Regelungen des NEUEN KOMMUNALEN
FINANZMANAGEMENTS Anwendung.

Uber die im Haushaltsjahr 2016 bisher entstandenen (iber- und auBerplanméBigen
Aufwendungen und Auszahlungen wurde das erste Verzeichnis erstellt.

Es handelt sich hierbei um Mehraufwendungen/-auszahlungen, die vom Kammerer bereits
genehmigt wurden und dem Kreistag zur Kenntnis zu bringen sind.

Des Weiteren sind zwei UberplanmaBige Aufwendungen/Auszahlungen enthalten, die der
Genehmigung des Kreistages bediirfen.
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Beschlussempfehlung:

GemaB § 83 Abs.1 und 2 GO NRW nimmt der Kreistag die im ersten Verzeichnis 2016 unter
b) dargestellten iber- und auBerplanmaBigen Aufwendungen und Auszahlungen zur
Kenntnis. Er genehmigt, die unter a) dargestellten tUberplanmaBigen Aufwendungen und
Auszahlungen.

Anlagen:
UPL_APL 1. Verzeichnis (Liste)_2016



1. Verzeichnis der iiber-/auBBerplanmaBigen Aufwendungen/Auszahlungen 2016 gem. § 83 GO NRW

a) iiberplanmaBige Mehraufwendungen

-auszahlungen, die der Genehmigung des Kreistages bediirfen

O 6

Lfd. Nr. 1
Amt 53 Gesundheitsamt
Produkt 070.414.010 Gesundheitsschutz und -pflege
1 2 3 4 5 6 7
Produkt/Auftrag | Sachkonto | Bezeichnung Haushaltsansatz + Ubertrag. Betrag | davon gedeckt davon verfligt
bish. Mittellbertr.
EUR EUR EUR EUR
2016 / 2017 2016/ 2017 2016/ 2017 2016/ 2017
070.414.010 5291 1170 .
Projekt
7291 1170 »EurHealth-One Health" 0,-/0,- 24.550 / 50.250 | 24.550/ 50.250 0,-
Begriindung:

Der Rhein-Kreis Neuss ist flr die Dauer von drei Jahren (01.07.2016 —30.06.2019) Projektpartner des neuen EU-Projektes ,EurHealth — One
Health™ und erhalt Férdermittel i.H.v. 80 % der Gesamtkosten von 150.000 € (Eigenanteil 30.000 €). Der Eigenanteil wird durch das Europabiiro

getragen und wurde auch dort bereits veranschlagt.
Leadpartner ist das Universitatsklinikum Groningen (UMCG).

Bei diesem Projekt liegt der Schwerpunkt auf der Starkung der Pravention von Infektionen, die durch besonders resistente Mikroorganismen
verursacht werden sowie auf der Vermeidung von Antibiotikaresistenzen bei Menschen und Tieren.

Deckung:
150.571.011 5291 1000 | Sonstige Dienstleistungen flr 4.910 / 10.050
(Europabdiro) Projekte (= 20 %)
4148 0090 | Zuw. EurHealth-One Health
070.414.010 (= 80 %) 19.640 / 40.200

(neu)




Finanzierungstubersicht flr die Projektlaufzeit vom 01.07.2016 bis 30.06.2019

Aufwand 2016 2017 2018 2019 Gesamt | - Zuwendungsbe-
stimmungen

Sachkosten 5.000,00 € |10.000,00 € |10.000,00 € [4.231,00 € |29.231,00 € 29.230,45 €

Personalkosten 17.000,00 € | 35.000,00 € | 35.000,00 € | 17.500,00 € | 104.500,00 € 105.017,00 €

Overhead (15%) 2.550,00 € | 5.250,00 € | 5.250,00 € | 2.625,00 € | 15.675,00 € 15.752,55 €

Aufwand 24.550,00 € 50.250,00 € 50.250,00 € 24.356,00 € 149.406,00 € 150.000,00 €

Finanzierung durch 2016 2017 2018 2019 Gesamt

20% Europabiiro 4.910,00 € | 10.050,00 € | 10.050,00 € | 4.871,20 € | 29.881,20 € 30.000,00 €

(150.571.011,

Kto. 5291 1000)

80% UMCG 19.640,00 € | 40.200,00 € | 40.200,00 € | 19.484,80 € | 119.524,80 € 120.000,00 €

Ertrag 24.550,00 € 50.250,00 € 50.250,00 € 24.356,00 € 149.406,00 € 150.000,00 €




Lfd. Nr. 2

bish. Mittellibertr.
EUR

EUR

EUR

ZS3 Personalwirtschaft
Produkt

1 2 4 5 6 7
Produkt/Auftrag Sachkonto | Bezeichnung Haushaltsansatz + Ubertrag. Betrag davon gedeckt davon verfligt

EUR

Alle Produkte/
diverse

(Personalauf-

wendungen)

50210000 | Beitrage Versorgungskassen

Beamte

6.000.000,00

600.000,00

600.000,00

0,00

Begriindung: Aufgrund der gestiegenen Versorgungsumlage ist mit einer Uberschreitung um ca. 600.000,00 € zu rechnen. Die genaue Bezifferung
ist erst zum Jahreswechsel mdglich.

Deckung: Die Deckung erfolgt durch den Gesamthaushalt.




b) iiberplanméBige Mehraufwendungen/-auszahlungen, die vom Kammerer genehmigt wurden (§ 83 Abs.1 GO)

Lfd. Nr.3

Amt 32 Amt fur Sicherheit und Ordnung

Produkt 1.100.020.128.010 Gefahrenabwehr, -vorbeugung

1 2 3 4 5 6 7
Produkt/Auftrag | Sachkonto | Bezeichnung Haushaltsansatz + Ubertrag. Betrag | davon gedeckt davon verfligt
bish. MittelUbertr.
EUR EUR EUR EUR

020.128.010 78310010 | Erwerb Dienstfahrzeuge 0,00 1.788,96 1.788,96 0,00

Begriindung:

Fir die mobile Pressestelle wurde nachtraglich ein Lampensystem beschafft. Die Kosten der Beschaffung sind als nachtragliche
Anschaffungskosten zu werten und sind aus dem gleichen Produkt wie die ibrigen Anschaffungskosten zu begleichen. In den Produkten von 32.4
sind aufgrund anderer unabweisbarer Anschaffungen (digitaler Alarmierer und Digitalfunkanlage) keinerlei Mittel zur Verfligung.

Deckung:

Die Deckung erfolgt durch Kontierung 7.11102002.715.100 — 78310000 (Presse- und Offentliqhkeitsarbeit Erwerb Vermbgensgegenstdande > 410
Euro) i.H.v. 1.000,00 € und durch Kontierung 7.11102001.720.100 — 78320000 (Presse- und Offentlichkeitsarbeit GWG) i.H.v. 788,96 €.
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Sitzungsvorlage-Nr. VI/1451/XVI/2016

Gremium Sitzungstermin Behandlung

Kreistag 28.09.2016 offentlich

Tagesordnungspunkt:
Beitritt des Rhein-Kreises Neuss als Trager der mit Wirkung zum 01.

Januar 2017 in Kraft tretenden rechtsfahigen Anstalt des o6ffentlichen
Rechts mit der Bezeichnung ,,d-NRW AG6R,,

Sachverhalt:

Die im Jahr 2002 gegriindete offentlich-rechtliche Partnerschaft ,d-NRW" fordert die
interkommunale und kommunal-staatliche Kooperation der Verwaltungsebenen in Nordrhein-
Westfalen durch gezielten Einsatz von E-Government. Gesellschafter der in der 6ffentlichen
Hand befindlichen ,d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG" sind u.a. das Land Nordrhein-Westfalen,
die Landschaftsverbande Rheinland und Westfalen-Lippe sowie ein GroBteil der Kommunen.
Die Konzeption der offentlichen-rechtlichen Partnerschaft verursacht aufgrund der Vielzahl
von Organisationseinheiten sowie Gremien einen erheblichen Steuerungs- und
Abstimmungsaufwand, dem durch eine Neuorganisation einer Anstalt des 6ffentlichen Rechts
entgegengewirkt werden soll.

Eine ausfihrliche Organisationsuntersuchung ergab, dass sich andere
Organisationsstrukturen, wie z.B. eine Genossenschaft oder ein Zweckverband als nicht
zielfhrend erwiesen haben, so dass das Land Nordrhein-Westfalen zum 01. Januar 2017
eine rechtsfahige Anstalt des offentlichen Rechts errichtet.

Neben dem Land Nordrhein-Westfalen konnen Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbande
des Landes Nordrhein-Westfalen als gemeinsame Trager der Anstalt beitreten. Hierzu misste
der Rhein-Kreis Neuss ein Stammkapital in Hohe von 1.000 Euro einbringen. Laufende
Kosten sowie eine Gewahrtragerhaftung bestehen nicht. Die Anstalt finanziert sich allein aus
den Erlésen der Auftragsverhaltnisse.

Ziel der Anstalt des oOffentlichen Rechts ist es eine bereits bewahrte Form der
Zusammenarbeit von Land und Kommunen im Bereich E-Government abzusichern.
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Der Beitritt als Trager der Anstalt konnte flir den Rhein-Kreis Neuss folgende Vorteile
bringen:

e vergaberechtsfreie Inhouse-Beauftragung

e Schaffung einer einheitlichen und dauerhaften o6ffentlich-rechtlichen Struktur

e rechtssicherer Rahmen fiir die kommunal-staatliche Kooperation

e Abstimmung kommunaler und staatlicher Interessen im Bereich des Einsatzes von

Informationstechnik durch den IT-Kooperationsrat

e Biindelung und Bereitstellung von IT-Know-how

e Forderung und Vereinfachung von IT-Kooperationen

e Sicherstellung des Betriebs gemeinschaftlicher IT-Systeme

Der Beitritt ist zukunftsperspektivisch im Hinblick auf den Einsatz von Informationstechnik (E-
Government) empfehlenswert, um Offentliche Dienste langfristig und nachhaltig zu
verbessern und die Gestaltung und Durchflihrung staatlicher Politik zu erleichtern.

Flr den Beitritt besteht ein gesetzlicher Anspruch. Ein Beitritt im Grlindungsjahr 2017 kann
bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes durch einseitige Beitrittserklarung erfolgen, der jedoch
erst zum Zeitpunkt des Inkrafttretens wirksam wird. Andernfalls besteht im Jahr 2017
ebenfalls die Mdglichkeit des Beitritts riickwirkend zum 01.01.2017.

Flir den Beitritt ist vorab ein entsprechender Kreistagsbeschluss einzuholen.

Anlagen:

- E-Mail ,Errichtung einer Anstalt 6ffentlichen Rechts ,d-NRW AGR' " der
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbande NRW

- Gesetzesentwurf der Landesregierung: Gesetz (iber die Errichtung einer Anstalt
offentlichen Rechts ,d-NRW AGR' vom 22.06.2016

Beschlussempfehlung:

Der Kreistag beschlieBt den Beitritt des Rhein-Kreises Neuss als Trager der mit Wirkung zum
01. Januar 2017 in Kraft tretenden rechtsfahigen Anstalt des 6ffentlichen Rechts mit der
Bezeichnung ,,d-NRW AGR".

Anlagen:
Errichtung einer Anstalt 6ffentlichen Rechts d-NRW AGR
GE zur A6R d-NRW



Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbdande NR\@

Stadtetag LANDKREISTAG ( ~\

J Stadte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen ordRhein-Westfalen Nordrhein-Westfalen

An die Damen und Herren Ansprechpartner:
.. . . Andreas Wohland, StGB NRW
e Oberbirgermeisterinnen und Tel.-Durchwahl: 0211.4587.255
i i Fax-Durchwahl: 0211.4587.211
Oberbltljr_germelster, . E-Mail: andreas.wohland@kommunen-in-
e Landréatinnen und Landrate, nrw.de

e Burgermeisterinnen und Burgermeister Dr. Helmut Fogt, StT NRW

Tel.-Durchwahl: 030.37711.800
Fax-Durchwahl: 030.37711.809

der nordrhein-westfélischen Stadte, Kreise und Gemeinden 'y heimut fogt@staedtetag de

Dr. Marco Kuhn, LKT NRW
i Tel.-Durchwahl: 0211.300491.300
per E-Mail E-Mail: m.kuhn@lkt-nrw.de

Aktenzeichen: 10.55.03.2 Ku/cp

Datum:  07.07.2016
Errichtung einer Anstalt 6ffentlichen Rechts ,,d-NRW A6R*
Sehr geehrte Damen und Herren,

d-NRW begleitet seit mehr als einem Jahrzehnt Kooperationsprojekte im Bereich der In-
formationstechnik und des E-Government. VVor allem in den letzten Jahren hat sich d-NRW
bei zahlreichen kommunal-staatlichen Kooperationsprojekten als Impulsgeber und ,,neutra-
le* Durchfiihrungsinstanz bewéhrt (Vergabemarktplatz NRW, Meldeportal fir Behdrden,
Verwaltungssuchmaschine NRW, KiBiz.web etc.). Da eine ebenenubergreifende, medien-
bruchfreie kommunal-staatliche Zusammenarbeit weiter an Bedeutung gewinnen wird,
dirfte es nicht zuletzt im kommunalen Interesse sein, die Expertise von d-NRW auch kinf-
tig nutzen kdnnen.

Daher begrifRen die kommunalen Spitzenverbande grundsétzlich einen von der Landesre-
gierung vor kurzem in den Landtag eingebrachten Gesetzentwurf, mit dem der bislang pri-
vatrechtlich organisierte 6ffentliche Teil von d-NRW im Rahmen einer Anstalt 6ffentli-
chen Rechts (AG6R) mit Wirkung zum 01.01.2017 neu ausgerichtet werden soll (Landtags-
Drucksache 16/12313 — Anlage 1).

Von besonderer Bedeutung ist die im Gesetzentwurf vorgesehene gemeinsame Trager-
schaft durch Land und Kommunen:

e Das am 06.07.2016 vom Landtag beschlossene E-Government-Gesetz NRW und
der zur Umsetzung zu erstellende Masterplan enthalten eine Fille neuer Hand-
lungsfelder, die eine enge Abstimmung zwischen Land und Kommunen erfordern.
Die d-NRW AGR bietet den Kommunen hierfir einen projektorientierten Zugang.

o Als Tréger der d-NRW AOGR konnen die Kommunen Produkte und Angebote von d-
NRW im Rahmen einer ausschreibungsfreien Inhouse-Beauftragung nutzen (z. B.

Stédtetag NRW Landkreistag NRW Stéadte- und Gemeindebund NRW
Gereonstr. 18 - 32 Kavalleriestral3e 8 Kaiserswerther Str. 199/201
50670 Koin 40213 Dusseldorf 40474 Dusseldorf

Tel. 0221.3771.0 Tel. 0211.300491.0 Tel. 0211.4587.1

www.staedtetag-nrw.de www.lkt-nrw.de www.kommunen-in-nrw.de
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die regionalen Vergabemarktplatze Rheinland, Metropole Ruhr und Westfalen) und
fachliche Unterstiitzung beim Einsatz von Informationstechnik in Anspruch neh-
men.

e Als Trager der d-NRW AGR erleichtern die Kommunen auRerdem die Zusammen-
arbeit mit kommunalen IT-Dienstleistern im Rahmen kommunal-staatlicher Koope-
rationsprojekte. Denn die kommunale Tragerschaft ist eine zentrale VVoraussetzung
fir eine ausschreibungsfreie Beauftragung jener Dienstleister durch die d-NRW
A0GR.

Fur etwaige Fragen stehen lhnen als Ansprechpartner im Ministerium fur Inneres und
Kommunales (MIK) NRW Frau Ketturkat (Tel.. 0211-8712556, Mail:
sandra.ketturkat@mik.nrw.de) und Herr Winkel (Tel.: 0211-8712450, Mail: johan-
nes.winkel@mik.nrw.de), bei d-NRW die Herren Both (Tel.: 0231-22243844, Mail:
both@d-nrw.de) und Lienenkamp (Tel.: 0231/222 438-48, lienenkamp@d-nrw.de) sowie
auf Seiten der kommunalen Spitzenverbande die Unterzeichner gerne zur Verfligung

Um die skizzierten Vorteile bei staatlich-kommunalen Kooperationsvorhaben effektiv nut-
zen zu konnen, ist es erforderlich, dass mdglichst viele kommunale Gebietskérperschaften
der neuen d-NRW AGR beitreten, wobei der Beitritt bereits vor Inkrafttreten des Errich-
tungsgesetzes gegentber dem MIK NRW erklart werden kann. Eine entsprechende Bei-
trittserklarung ist als Anlage 2 beigefligt.

Wir sind lhnen fur eine wohlwollende Prifung dankbar mit dem Ziel, dass auch lhre
Kommune nach einem entsprechenden Rats- oder Kreistagsbeschluss den Beitritt zur kinf-
tigen d-NRW AOR erklart. Dafir ist lediglich die einmalige Zeichnung des Stammkapitals
in Hohe von 1.000,- EUR erforderlich.

Mit freundlichen GriiRen

In Vertretung
-

, /
X
L
Dr. Helmut Fogt Dr. Marco Kuhn
Beigeordneter Erster Beigeordneter
des Stadtetages Nordrhein-Westfalen des Landkreistages Nordrhein-Westfalen

Andreas Wohland
Beigeordneter
des Stadte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen

S
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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz uber die Errichtung einer Anstalt offentlichen Rechts ,d-NRW AGR“
(Errichtungsgesetz d-NRW A6R)

A Problem

Die derzeitigen d-NRW-Gesellschaften, die kiinftig durch die ,d-NRW A6R“ ersetzt werden
sollen, entwickeln Konzepte zu Themen der Informations- und Kommunikationstechnologie im
Allgemeinen und E-Government im Speziellen. Der Fokus liegt auf Projekten, die aufgrund
von Schnittstellen eine einheitliche, gemeinschaftliche Umsetzung durch Land und Kommunen
erfordern (z.B. Meldeportal fur Behorden, Vergabemarktplatz, KiBiz).

Derzeit besteht d-NRW aus einem in privater (d-NRW-Betriebs-GmbH & Co. KG) und einem
in offentlicher Hand befindlichen Bereich (d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG). Gesellschafter der
Besitzgesellschaft sind das Land Nordrhein-Westfalen und ein groRer Teil der Kommunen des
Landes Nordrhein-Westfalen (zum Teil iber die kommunalen IT-Dienstleister) sowie die Land-
schaftsverbénde Rheinland und Westfalen-Lippe. Die Beteiligungen werden im Public Konsor-
tium als Gesellschaft birgerlichen Rechts (d-NRW Public Konsortium GbR) zusammenge-
fasst. Die Beteiligung des Landes wird derzeit vom Ministerium fir Inneres und Kommunales
verwaltet.

Die aus der urspriinglichen Konzeption als ¢ffentlich-private Partnerschaft (OPP) resultieren-
den komplizierten Strukturen mit einer Vielzahl von Organisationseinheiten und Gremien ver-
ursachen erheblichen Steuerungs- und Abstimmungsaufwand, der angesichts der inzwischen
vollzogenen gesellschaftsrechtlichen Trennung beider Bereiche nicht mehr zu rechtfertigen ist.

B Losung
Es wird eine Anstalt 6ffentlichen Rechts gegriindet, die als Rechtsnachfolgerin in die Rechte
und Pflichten der d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG eintritt. Die mit schlanken Strukturen verse-

hene Anstalt ermdglicht eine Reduzierung der Steuerungs- und Abstimmungsaufwande, ohne
die Einflussnahmemdglichkeiten der Trager zu reduzieren.

Datum des Originals: 21.06.2016/Ausgegeben: 24.06.2016

Die Veroffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebihr beim Archiv des
Landtags Nordrhein-Westfalen, 40002 Diisseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon (0211) 884 - 2439, zu beziehen. Der
kostenfreie Abruf ist auch mdglich Uber das Internet-Angebot des Landtags Nordrhein-Westfalen unter
www.landtag.nrw.de
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C Alternativen

Im Rahmen einer ausfiihrlichen Organisationsuntersuchung wurden neben der Errichtung ei-
ner Anstalt 6ffentlichen Rechts weitere Organisationsformen (u. a. Zweckverband, Genossen-
schaft) gepruft. Diese haben sich als weniger oder nicht zielfihrend erwiesen. Die Akzeptanz
von d-NRW im kommunal-staatlichen Umfeld durfte als 6ffentlich-rechtlich verfasste Einrich-
tung zunehmen.

D Kosten

Die voraussichtlichen laufenden Kosten der Anstalt entsprechen bei einer geringfiigigen Erho-
hung der Personalkapazitaten fir administrative Aufgaben im Wesentlichen denen bei der Be-
sitz GmbH & Co. KG bei einer unterstellten Weiterfihrung der derzeitigen Situation. Der erfor-
derliche Errichtungsaufwand wird durch die deutlich schlankeren Steuerungsstrukturen inner-
halb der Anstalt und im beteiligungsverwaltenden Ministerium bereits im Jahr 2017 kompen-
siert.

E Zustandigkeit

Zustandig ist das Ministerium fir Inneres und Kommunales. Beteiligt sind das Finanzministe-
rium, das Ministerium flr Schule und Weiterbildung und das Ministerium fur Wirtschaft, Ener-
gie, Industrie, Mittelstand und Handwerk.

F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und
Gemeindeverbande

Die angestrebten Anderungen loésen das Verfahren nach Artikel 78 Absatz 3 der Verfassung
fur das Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit dem Konnexitatsausfihrungsgesetz nicht
aus.

Der Beitritt von Gemeinden, Kreisen und Landschaftsverbanden ist mit dem Einbringen eines
Stammkapitalanteils von jeweils 1.000 Euro verbunden. Laufende Kosten entstehen (anders
als derzeit) nicht.

Eine Beschrankung bestehender Entscheidungsspielrdume der kommunalen Selbstverwal-
tung ist nicht vorgesehen. Die Beteiligung der Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbande
erfolgt auf freiwilliger Basis.

G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte
Kosten fur Unternehmen und private Haushalte entstehen nicht.

Die Interessen privater IT-Dienstleister werden durch die Errichtung der AGR nicht beriihrt.

Eine Erweiterung der Wertschépfung durch die Anstalt ist nicht beabsichtigt. Projekte sollen
auch zukuinftig unter Einbeziehung privater Unternehmen technisch umgesetzt werden.
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H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes

Geschlechterdifferenzierte Auswirkungen des Gesetzes sind nicht gegeben.

I Befristung

Von der Anordnung einer Befristung des Gesetzes gemal § 39 Absatz 1 Satz 1 GGO wird
abgesehen. Es handelt sich ausschlie3lich um Organisationsregelungen im Sinne des
§ 39 Absatz 3 Satz 2 GGO, bei denen von der Anordnung einer Frist zugunsten einer Berichts-
pflicht abgesehen werden kann.
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Gesetz liber die Errichtung einer Anstalt des 6ffentlichen Rechts ,,d-NRW AOR“
(Errichtungsgesetz d-NRW A6R)

Teil 1

81
Errichtung, Rechtsform, Name

(1) Das Land Nordrhein-Westfalen errichtet zum 1. Januar 2017 eine rechtsfahige Anstalt des
offentlichen Rechts mit der Bezeichnung ,d-NRW AGR".

(2) Gemeinsame Tréager der Anstalt sind das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch das
fur Inneres zustandige Ministerium, sowie die Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbande
des Landes Nordrhein-Westfalen, die der Anstalt beigetreten sind.

§2
Beitritt, Kiindigung

(1) Die Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbande des Landes Nordrhein-Westfalen kén-
nen der Anstalt durch einseitige Erklarung, jeweils zum Beginn eines Kalenderjahres, beitre-
ten. Die Erklarung muss der Anstalt bis zum 30. September des Vorjahres zugegangen sein.

(2) Die Tragerschaft kann durch Kiindigung beendet werden. Die Kiindigung erfolgt durch ein-
seitige Erklarung, die zum Ende des auf den Zugang der Erklarung bei der Anstalt folgenden
Jahres wirksam wird. Mit der Wirksamkeit der Kiindigung endet die Anstaltstragerschatft.

§3
Vermoégensiubergang, Rechtsnachfolge

Das Vermogen der d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG und der d-NRW Besitz GmbH Verwal-
tungsgesellschaft geht mit Errichtung der Anstalt mit dem zu diesem Stichtag vorhandenen
Vermogen, das heildt mit allen Gegenstanden des Aktiv- und Passivvermogens sowie den Be-
schéaftigungsverhaltnissen, unter Auflésung ohne Abwicklung im Wege der Gesamtrechts-
nachfolge zum Buchwert auf die Anstalt Uber. Die Anstalt tritt als Gesamtrechtsnachfolger in
alle Rechte und Pflichten ein.

84
Stammkapital, Anstaltslast

(1) Die Anstalt wird von den Trégern der Anstalt mit einem Stammkapital ausgestattet. Das
Stammkapital des Landes Nordrhein-Westfalen betragt eine Million Euro, das der beitretenden
Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbdnde des Landes Nordrhein-Westfalen je Trager
1 000 Euro.

(2) Die Trager unterstiitzen die Anstalt bei der Erfiillung ihrer Aufgaben mit der MalRgabe, dass
ein Anspruch der Anstalt gegen die Trager oder eine sonstige Verpflichtung der Tréager, der
Anstalt Mittel zur Verfiigung zu stellen, nicht besteht.

(3) Das eingebrachte Stammkapital wird im Falle der Kiindigung unverzinslich zuriickgezahlt.
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85
Satzung

Die Anstalt regelt ihre inneren Angelegenheiten durch Satzung.

§6
Aufgaben

(1) Die Anstalt unterstitzt ihre Trager und, soweit ohne Beeintrachtigung ihrer Aufgaben mog-
lich, andere 6ffentliche Stellen beim Einsatz von Informationstechnik in der offentlichen Ver-
waltung. Informationstechnische Leistungen, die der Wahrnehmung offentlicher Aufgaben die-
nen, erbringt sie insbesondere im Rahmen von staatlich-kommunalen Kooperationsprojekten.

(2) Die Anstalt unterstutzt den IT-Kooperationsrat bei der Erfullung seiner Aufgaben nach 8§ 21
des E-Government-Gesetzes Nordrhein-Westfalen vom [einsetzen: Datum und Fundstelle des
E-Government-Gesetzes Nordrhein-Westfalen].

(3) Die Anstalt erbringt ihre Leistungen gegentber ihren Tragern und anderen 6ffentlichen
Stellen auf Grundlage eines 6ffentlich-rechtlichen Vertrages nach den 88 54 bis 62 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Juni 1999 (GV. NRW. S. 386) in der jeweils geltenden Fassung.

87
Organe

Organe der Anstalt sind der Verwaltungsrat und die Geschaftsfiihrung.

§8
Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 13 Mitgliedern.

(2) Die Vertretung der kommunalen Trager der Anstalt erfolgt durch jeweils zwei benannte
Vertreter des Stadte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen, des Stadtetages Nordrhein-
Westfalen und des Landkreistages Nordrhein-Westfalen.

(3) Die Ubrigen Mitglieder werden vom Land Nordrhein-Westfalen benannt. Unter den vom
Land Nordrhein-Westfalen benannten Mitgliedern soll mindestens jeweils eine Vertreterin oder
ein Vertreter des fur Inneres zustandigen Ministeriums und des Finanzministeriums sowie die
oder der Beauftragte der Landesregierung fur Informationstechnik vertreten sein.

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden fur die Dauer von funf Jahren durch die Lan-
desregierung bestellt. Fur jedes Mitglied des Verwaltungsrates ist fir den Fall der Verhinde-
rung ein stellvertretendes Mitglied zu benennen und zu bestellen.

(5) Eine vorzeitige Abberufung ist auf Vorschlag desjenigen, der das Mitglied benannt hat,
zulassig. In diesem Fall ist fir den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied zu benennen und zu
bestellen.

(6) Der Verwaltungsrat wahlt aus seiner Mitte die Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie
deren oder dessen Stellvertretung.
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(7) Der Verwaltungsrat entscheidet mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Die Satzung kann fur
einzelne Entscheidungen andere Mehrheiten vorsehen.

(8) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschéftsordnung.

(9) Beamtinnen und Beamte der Trager nehmen ihre Aufgaben im Verwaltungsrat im Rahmen
ihres Hauptamtes wabhr.

(10) Die Geschéftsfuhrung nimmt an den Sitzungen des Verwaltungsrates beratend teil.

8§89
Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat entscheidet tber die grundséatzlichen Angelegenheiten der Anstalt, ins-
besondere uber:

1. den Erlass von Satzungen und Geschéftsordnungen fiir die Anstalt und ihre Anderungen,

2. den Sitz der Anstalt,

3. die Feststellung des Wirtschaftsplanes und seine Anderungen,

4. die Bestellung der Jahresabschlusspriiferin oder des Jahresabschlussprifers,

5. die Feststellung des gepriiften Jahresabschlusses und die Genehmigung des Lagebe-
richts,

6. die Ergebnisverwendung,

7. die Entlastung der Geschaftsfiihrung,

8. die Auswahl, Einstellung, Verlangerung und Beendigung des Beschaftigungsverhaltnis-

ses der Geschaftsfihrung,

9. allgemeine Vereinbarungen und MaRnahmen zur Regelung der arbeits-, dienst- und ver-
sorgungsrechtlichen Verhaltnisse der Beschaftigten und

10. Grundsatzfragen der Personalverwaltung.

(2) Der Verwaltungsrat ist Vorgesetzter der Geschaftsfihrung. Er Gberwacht die Geschéfts-
fuhrung sowie die Durchfiihrung seiner Entscheidungen. Er kann sich jederzeit Gber alle An-
gelegenheiten der Anstalt unterrichten lassen.

(3) Die oder der Vorsitzende des Verwaltungsrates vertritt die Anstalt gerichtlich und aul3erge-
richtlich gegentber der Geschaftsfiihrung.

810
Geschaftsfihrung

(1) Die Geschéftsfihrung besteht aus der oder dem Vorsitzenden der Geschéftsfihrung und
einer allgemeinen Vertreterin oder einem allgemeinen Vertreter. Sie wird vom Verwaltungsrat
fur die Dauer von héchstens funf Jahren bestellt. Eine erneute Bestellung ist zulassig.

(2) Die Geschaftsfuhrung fuhrt die Geschéfte der Anstalt eigenverantwortlich nach wirtschaft-
lichen Grundsatzen mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns im Rahmen der Gesetze,
der Satzung und der Geschéftsordnung fur die Geschaftsfihrung. Die oder der Vorsitzende
der Geschaéftsfihrung vertritt die Anstalt gerichtlich und auf3ergerichtlich.

(3) Die Geschaftsfiihrung hat den Verwaltungsrat Uber alle wichtigen Vorgange rechtzeitig zu
unterrichten und auf Aufforderung dem Verwaltungsrat Gber alle Angelegenheiten der Anstalt
Auskunft zu geben. Sie bereitet die Beschliisse des Verwaltungsrates vor und fuihrt diese aus.
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(4) Die oder der Vorsitzende der Geschaftsfihrung ist Vorgesetzte oder Vorgesetzter der Be-
schéftigten der Anstalt. Sie oder er entscheidet Gber die Einstellung und Kiindigung sowie tber
weitere arbeitsrechtliche MaRRnhahmen gegenuber den Beschaftigten und bt das Direktions-
recht aus.

§11
Wirtschaftsfihrung, Risikovorsorge, Ricklagenbildung

(1) Wirtschaftsfuhrung, Rechnungswesen, die Prufung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts der Anstalt richten sich nach den fir grof3e Kapitalgesellschaften geltenden Vorschrif-
ten des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches in der im Bundesgesetzblatt Teil 11, Gliede-
rungsnummer 4100-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 10. Mai 2016 (BGBL. | S. 1142) geandert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung.

(2) Die Anstalt erhebt fir ihre Leistungen kostendeckende Entgelte. Die Erzielung von Gewinn
ist nicht Zweck der Anstalt.

(3) Die Anstalt soll geeignete Vorkehrungen zur Risikovorsorge zur Gewabhrleistung der nach-
haltigen Erflllung ihrer Aufgaben treffen. Sie soll in angemessenem Umfang Ricklagen bilden.

8§12
Wirtschaftsjahr, Jahresabschluss, Prifung

(1) Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Die Anstalt stellt vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan auf. Dieser
besteht aus dem Erfolgsplan und dem Vermdgensplan. Der Erfolgsplan muss alle vorausseh-
baren Ertrage und Aufwendungen des Wirtschaftsjahres enthalten. Der Vermdgensplan muss
mindestens alle voraussehbaren Einzahlungen und Auszahlungen des Wirtschaftsjahres, die
sich aus Investitionen und aus der Kreditwirtschaft der Anstalt ergeben, enthalten. Die Ge-
schéaftsfihrung hat den Verwaltungsrat vierteljahrlich Gber die Abwicklung des Vermdgens-
und des Erfolgsplans schriftlich zu unterrichten.

(3) Die Geschéftsfiihrung hat den Jahresabschluss und einen Lagebericht innerhalb von drei
Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen und dem Verwaltungsrat nach Durch-
fihrung der Abschlussprifung zur Feststellung vorzulegen. Im Lagebericht ist auch auf Sach-
verhalte einzugehen, die Gegenstand der Berichterstattung im Rahmen der Prifung nach § 53
des Haushaltsgrundsatzegesetzes vom 19. August 1969 (BGBI. | S. 1273), in der jeweils gel-
tenden Fassung, sein kénnen. Im Anhang zum Jahresabschluss werden die individualisierten
Angaben gemal} § 65a Absatz 1 und 3 der Landeshaushaltsordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. April 1999 (GV. NRW. S. 158) in der jeweils geltenden Fassung aus-
gewiesen.

(4) Der Jahresabschluss, die Ergebnisverwendung sowie das Ergebnis der Priifung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts sind dffentlich bekannt zu machen.

(5) Die Prufungsrechte des Landesrechnungshofs bleiben nach MalRgabe der Regelungen
dieses Gesetzes unberthrt.
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8§13
Public Corporate Governance Kodex

Der Public Corporate Governance Kodex des Landes Nordrhein-Westfalen ist in seiner jeweils
aktuellen Fassung zu beachten. Die Geschaftsfiihrung und der Verwaltungsrat haben jahrlich
zu erklaren, dass den Empfehlungen des Kodex entsprochen wurde und wird. Wenn von den
Empfehlungen abgewichen wird, ist dies nachvollziehbar zu begriinden. Die Erklarung ist als
Teil des Corporate Governance Berichts zu verdffentlichen.

§14
Aufsicht

Die allgemeine Aufsicht Uber die Anstalt fihrt das fur Inneres zustandige Ministerium.

8§15
Verdffentlichungen

Die Satzungen und alle sonstigen Bekanntmachungen der Anstalt sind im Ministerialblatt des
Landes Nordrhein-Westfalen zu veroffentlichen.

Teil 2
Uberleitungs- und Ubergangsvorschriften

§16
Uberleitung der Beschaftigungsverhaltnisse

(1) Mit Errichtung der Anstalt gehen die Beschéftigungsverhaltnisse der bei der d-NRW Besitz-
GmbH & Co. KG und bei der d-NRW Besitz-GmbH Verwaltungsgesellschaft tatigen Beschaf-
tigten mit allen Rechten und Pflichten auf die Anstalt Gber. Fir sie gelten zur Wahrung des
Besitzstandes die bisher mafligebenden vertraglichen Vereinbarungen.

(2) Betriebsbedingte Kiindigungen durch die Anstalt im Zusammenhang mit der Uberleitung
der Beschaftigungsverhaltnisse sind fiir eine Dauer von fiinf Jahren unzulassig.

(3) Fur die von Absatz 1 erfassten Beschatftigten werden die Zeiten einer Beschéftigung bei
der d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG und bei der d-NRW Besitz-GmbH Verwaltungsgesellschaft
so angerechnet, als wenn sie bei der Anstalt geleistet worden wéaren.

(4) Zur Sicherung der Anspriiche auf eine zusatzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung
der Beschaftigten, deren Beschéftigungsverhaltnis nach Absatz 1 Gibergegangen ist, stellt die
Anstalt sicher, dass die von der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander geforderten
tatsachlichen und rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, beziehungsweise erhal-
ten bleiben.

8§17
Beitritt im Errichtungsjahr

(1) Abweichend von § 2 Absatz 1 istim Jahr 2017 der riickwirkende Beitritt zum 1. Januar 2017
maglich.

(2) Beitrittserkl&rungen, die vor Inkrafttreten des Gesetzes dem fir Inneres zustandigen Minis-
terium zugegangen sind, werden zum Zeitpunkt des Inkrafttretens wirksam.
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8§18
Vorubergehende Wahrnehmung der Aufgaben des Verwaltungsrates

Bis zur vollstandigen Bestellung des Verwaltungsrates werden die Aufgaben des Verwaltungs-
rates von der Aufsichtsbehdrde wahrgenommen. Sie ladt umgehend nach Inkrafttreten des
Gesetzes zur konstituierenden Sitzung des Verwaltungsrates ein.

8§19
Inkrafttreten, Berichtspflicht

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkundung in Kraft. Die Landesregierung berichtet dem
Landtag bis zum 31. Dezember 2021 Uber die Erfahrungen mit diesem Gesetz.

10
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Begrundung
A Allgemeiner Teil

Im Jahr 2002 wurde ,d-NRW* als offentlich-private Partnerschaft (OPP) gegriindet, um die
interkommunale und die kommunal-staatliche Kooperation der Verwaltungsebenen in Nord-
rhein-Westfalen durch gezielten Einsatz von E-Government zu férdern, auszuweiten und in
Zukunftsfeldern zu erproben.

Die Gesellschaft entwickelt Konzepte zu Themen der Informations- und Kommunikationstech-
nologie im Allgemeinen und E-Government im Speziellen. Der Fokus liegt auf Projekten, die
aufgrund von Schnittstellen in den Verwaltungsprozessen eine einheitliche, gemeinschaftliche
Umsetzung durch Land und Kommunen erfordern. Der ,Vergabemarktplatz NRW*, das ,Mel-
deportal fur Behorden®, die ,Verwaltungssuchmaschine NRW* und ,KiBiz.web“ gehéren zum
Projektportfolio von d-NRW. Inzwischen bringt d-NRW seine Expertise auch in landertbergrei-
fende Kooperationsprojekte wie die ,Online Sicherheitstiberprifung OSiP“ ein. Der Tatigkeits-
schwerpunkt liegt in der Bewaltigung aktueller und zukUnftiger Herausforderungen beim Ein-
satz von Informations- und Kommunikationstechnik in der ¢ffentlichen Verwaltung. Es entste-
hen zunehmend bundes-, landes- und europarechtliche Anforderungen, deren Erfullung unter
Bertlicksichtigung qualitativer Gesichtspunkte Kooperationen nicht nur nahelegen, sondern na-
hezu als unverzichtbar erscheinen lassen. E-Government-Anwendungen setzen zunehmend
auf ebenentbergreifende, medienbruchfreie Prozesse, die eine kommunal-staatliche Zusam-
menarbeit erfordern. IT- und E-Government-Projekte lassen sich nur unter Ruckgriff auf spe-
zifische Fahigkeiten und Kompetenzen sachgerecht durchfiihren. Diese Expertise ist in der
Regel auf eine Vielzahl staatlicher und/oder kommunaler Einrichtungen verteilt. Insoweit be-
darf es einer professionellen Unterstlitzung insbesondere in der Projektinitierungsphase, um
die Expertise zu biindeln und ggf. den erforderlichen Interessenausgleich zwischen den Pro-
jektbeteiligten zu gewahrleisten. Eine "neutrale" Instanz wie d-NRW erleichtert diese Prozesse
und tragt — wie etwa beim ,Digitalen Archiv NRW* — dazu bei, nachhaltige, verbindliche Orga-
nisationsstrukturen im Bereich der staatlich-kommunalen Kooperation zu schaffen.

Derzeit besteht d-NRW aus einem in privater (d-NRW-Betriebs-GmbH & Co. KG) und einem
in offentlicher Hand befindlichen Bereich (d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG). Gesellschafter der
Besitzgesellschaft sind das Land Nordrhein-Westfalen und ein groRer Teil der Kommunen des
Landes Nordrhein-Westfalen (zum Teil iber die kommunalen IT-Dienstleister) sowie die Land-
schaftsverbénde Rheinland und Westfalen-Lippe. Die Beteiligungen werden im Public Konsor-
tium als Gesellschaft birgerlichen Rechts (d-NRW Public Konsortium GbR) zusammenge-
fasst. Die Beteiligung des Landes wird derzeit vom Ministerium fur Inneres und Kommunales
verwaltet.

Geregelt wird das Zusammenwirken von Besitz- und Betriebs-KG in einem Grundlagenvertrag.
Auf Basis von durch die Besitz-KG abgestimmter Planungskonzepte ist der private Teil
(d-NRW Betriebs-GmbH & Co. KG) fir die betriebliche Umsetzung in Form von kommunal-
staatlichen Entwicklungsprojekten verantwortlich. Die Betriebsgesellschaft greift im Bedarfsfall
auf Subunternehmer zurick.

Die aus der urspriinglichen OPP-Konzeption resultierenden komplizierten Strukturen mit einer

Vielzahl von Organisationseinheiten und Gremien verursachen erheblichen Steuerungs- und
Abstimmungsaufwand, der deutlich reduziert werden soll.

11
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Im Rahmen einer ausfuhrlichen Organisationsuntersuchung wurden neben der Errichtung ei-
ner Anstalt 6ffentlichen Rechts weitere Organisationsformen (u. a. Zweckverband, Genossen-
schaft) gepruft. Diese haben sich als weniger oder nicht zielfihrend erwiesen. Die Akzeptanz
von d-NRW im kommunal-staatlichen Umfeld durfte als 6ffentlich-rechtlich verfasste Einrich-
tung zunehmen.

Es wird daher eine rechtsfahige Anstalt 6ffentlichen Rechts gegriindet, die als Rechtsnachfol-
gerin in die Rechte, Pflichten und Verbindlichkeiten der d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG und
der d-NRW Besitz-GmbH Verwaltungsgesellschaft, der Komplementérin der Besitz-KG eintritt.
Das Gesetz beschrankt sich auf die organisatorisch notwendigen Regelungen mit dem Ziel,
die bisher bestehende Mdglichkeit beizubehalten, flexibel auf Anforderungen der Auftraggeber
reagieren zu kénnen.

Ziel dieses Gesetzes ist es, die erfolgreiche Kooperation d-NRW in neue Strukturen zu uber-
fuhren, um eine bewahrte Form der Zusammenarbeit von Land und Kommunen im Bereich
E-Government abzusichern. Die Regelungen sind erforderlich, um die Kooperation d-NRW
von den bestehenden ausdifferenzierten privatrechtlichen Gesellschaften in eine einheitliche
und dauerhafte offentlich-rechtliche Struktur zu Gberfuhren. Die Errichtung der Anstalt dient
der Absicherung der vergaberechtsfreien Inhouse-Beauftragung seitens der Trager und der
Schaffung eines rechtssicheren Rahmens fiir die kommunal-staatliche Kooperation.

Die Anstalt wird die bisher von der d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG und der d-NRW Besitz-
GmbH Verwaltungsgesellschaft wahrgenommenen Funktionen Ubernehmen. Sie wird wirt-
schaftlich ausgerichtet sein und Dienstleistungen erbringen. Auftraggeber von Projekten wer-
den auch in Zukunft das Land bzw. die Landesministerien und die Kommunen sein. Eine Ver-
anderung oder Erweiterung der Aufgaben von d-NRW ist damit nicht verbunden. Die Aufga-
benerledigung erfolgt wie bisher bedarfsgerecht durch Beauftragung offentlicher oder privater
Leistungserbringer. Der Zweck der Anstalt ist keine Gewinnerzielung, sondern die Schaffung
bzw. Beibehaltung einer spezialisierten Einheit zur Begleitung von kommunal-staatlichen
(IT-)Projekten in Tragerschaft der 6ffentlichen Hand.

Getragen wird die Anstalt vom Land und auf freiwilliger Basis von den Gemeinden, Kreisen
und Landschaftsverbanden des Landes. Die gemeinsame Tragerschaft dokumentiert in der
Organisationsstruktur die angestrebte Férderung kommunal-staatlicher Kooperation.

Die Tragerstruktur ermdglicht die vergaberechtsfreie Beauftragung (Inhouse-Féahigkeit) der
d-NRW AOR seitens ihrer Trager. Um die Inhouse-Fahigkeit hinsichtlich der Anstaltstrager
nicht zu beeintrachtigen, sind die Vorgaben des européischen und nationalen Vergaberechts
zu beachten. Danach muss die Anstalt sicherstellen, dass mehr als 80 Prozent der Tatigkeiten
der juristischen Person der Ausflihrung von Aufgaben dienen, mit denen sie von ihren Tragern
oder von einer anderen juristischen Person, die von diesen kontrolliert wird, betraut wird (8 108
Abs. 1 Nummer 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBI. | S. 1750), zuletzt geédndert durch das Gesetz zur
Modernisierung des Vergaberechts vom 17.02.2016 (BGBI. | S. 203).

Aufgrund der Rechtsnachfolge werden bestehende vertragliche Beziehungen zur d-NRW
Besitz-GmbH & Co. KG und zur d-NRW Besitz-GmbH Verwaltungsgesellschaft von der Um-
organisation nicht berthrt.

Ein weiterer Impuls durfte mit der Etablierung und Arbeitsaufnahme des IT-Kooperationsrates
nach 8 21 des sich derzeit noch im parlamentarischen Beratungsverfahren befindlichen E-
Government-Gesetzes Nordrhein-Westfalen verbunden sein. Dieses Gremium soll der Ab-
stimmung kommunaler und staatlicher Interessen im Bereich des Einsatzes von Informations-
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und Kommunikationstechnik in der offentlichen Verwaltung dienen. Der kinftige IT-Kooperati-
onsrat wird auf Unterstiitzung bei den Themen strategische Planung, Programmmanagement
und anderen Themen angewiesen sein. Die d-NRW AGOR kann perspektivisch aufgrund der
Vorerfahrungen aus der Durchfuhrung zahlreicher Projekte in diese Rolle hineinwachsen.

Aus Sicht der beteiligten Akteure (Land und Kommunen) hat die auf privatrechtlicher Grund-
lage durchgefiihrte Kooperation der letzten Jahre gezeigt, dass eine Bindelung der Aktivitaten
sachgerecht ist. Das verwirklichte Prinzip "Einer-fur-Alle" ist insbesondere angesichts der be-
schriebenen zusatzlichen Herausforderungen zielfihrend. Der Ruckgriff auf eine zugleich von
Land und Kommunen getragene Einrichtung hat sich bewéhrt. Vergaberechtliche Aspekte und
die Einflussnahmemdoglichkeiten der Trager sprechen fir die Realisierung als Anstalt offentli-
chen Rechts.

B Besonderer Teil
Zus8l

Absatz 1 enthalt den formalen Akt der Errichtung einer rechtsfahigen Anstalt geman § 21i.V.m.
88 18 his 20 des Landesorganisationsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), zuletzt
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 566), sowie die
Bestimmung des Namens der Anstalt.

Das Land Nordrhein-Westfalen ist errichtende Kérperschaft und zugleich neben anderen Tra-
ger der Anstalt. Es handelt sich aufgrund der nicht ausschlie3lichen Tragerschaft des Landes
nicht um eine Einrichtung des Landes im Sinne von § 1 Absatz 1 Satz 1 des Landesorganisa-
tionsgesetzes. Die Anstalt wird der allgemeinen Aufsicht des Landes unterliegen und daher
von § 1 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit 8§ 21 des Landesorganisationsgesetzes erfasst.

Die Bezeichnung ,d-NRW AGR* lehnt sich an die Bezeichnung der bisherigen d-NRW Besitz-
GmbH & Co. KG, deren Aufgaben von der AGR lUbernommen werden, an. Die Marke
,d-NRW* ist eingefihrt und bekannt, sodass keine Grunde fur eine Veranderung vorliegen.

Absatz 2 benennt die Trager der Anstalt. Neben dem Land Nordrhein-Westfalen kénnen aus-
schlieBlich Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbadnde des Landes Trager der Anstalt wer-
den. Diese weiteren Trager neben dem Land Nordrhein-Westfalen werden vom Gesetz als
-kommunale Trager“ bezeichnet. Der Beitritt der kommunalen Trager ist freiwillig. Es besteht
ein gesetzlicher Aufnahmeanspruch.

Ziel der Moglichkeit zur Beteiligung der kommunalen Trager ist es, die Anstalt perspektivisch
zum primaren Ansprechpartner fir kommunal-staatliche IT-Kooperationen zu machen und in
der Organisationsstruktur den kooperativen Ansatz zu betonen. Die gemeinsame Tragerschaft
entspricht der derzeitigen Ausgestaltung in den existierenden privatrechtlichen Gesellschaf-
ten. Die Tragerschaft erlaubt es der Anstalt, im Wege der Inhouse-Beauftragung ohne eine
vorherige (europaweite) Ausschreibung tétig zu werden und Leistungen fur ihre Tréger zu er-
bringen. Die Aufnahme anderer Trager ist nicht vorgesehen.

Zusg?2
Nach Absatz 1 ist eine einseitige Erklarung erforderlich, aber auch ausreichend, die zum

30. September des Jahres zugegangen sein muss, damit die Tragerschaft zum 1. Januar des
darauffolgenden Jahres beginnt.
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Es besteht ein gesetzlicher Aufnahmeanspruch, d. h., die Erklarung ist nicht an die Zustim-
mung der Anstalt oder der Aufsichtsbehdrde geknupft. Mit dem Wirksamwerden des Beitritts
tritt der kommunale Trager geméan seinem Anteil am Stammkapital in die Rechte und Pflichten
als Anstaltstrager ein. Die fur den Beitritt erforderliche Gremiumsentscheidung fallt nicht unter
die in 8 115 Abs. 1 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen in der Bekannt-
machung der Neufassung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. 1994 S. 666), die zuletzt durch Artikel
2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) geédndert worden ist, aufgezéahlten
Fallgestaltungen. Ein Anzeigeverfahren ist daher nicht erforderlich.

Absatz 2 verdeutlicht, dass die Mitwirkung der kommunalen Trager freiwillig und eine Beendi-
gung der Tragerschaft moglich ist. Ausreichend ist eine Kiindigung, die nicht an das Vorliegen
bestimmter Voraussetzungen gekoppelt ist. Im Interesse der Rechtssicherheit ist es geboten,
den Zeitpunkt des Wirksamwerdens einer Kiindigungserklarung zu normieren.

Aufgrund des Freiwilligkeitsprinzips steht die Vorschrift mit der Garantie der kommunalen
Selbstverwaltung aus Artikel 78 Absatz 1 der Verfassung fur das Land Nordrhein-Westfalen
vom 28. Juni 1950 (GV. NRW. S. 127), zuletzt geandert durch Gesetz vom 25. Oktober 2011
(GV.NRW. S. 499), in Einklang. Die Regelung lost das Verfahren nach Artikel 78 Absatz 3 der
Verfassung fur das Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit dem Konnexitatsausfuih-
rungsgesetz nicht aus. Mit der Anstaltstragerschaft werden keine konnexitatsrelevanten Auf-
gaben Ubertragen; die Anstalt wird als unterstitzende Einrichtung im Auftrag ihrer Trager tatig.

Die gewahlte Regelungssystematik entspricht der Wesentlichkeitstheorie, nach der im Bereich
der Normsetzung ,wesentliche Entscheidungen® durch das Parlament selbst getroffen werden
missen. Der Kreis der Anstaltstrager ist gesetzlich abschlieRend definiert, ebenso ist der Me-
chanismus des Beitritts festgelegt. Durch die gewahlten Fristenregelungen wird dem rechts-
staatlichen Bestimmtheitsgrundsatz entsprochen und Transparenz (ber die Anstaltstrager in
einem bestimmten Zeitpunkt hergestellt. Die Aufzahlung der kommunalen Trager im Gesetz
ware nicht praktikabel, da dies mit einem fortlaufenden gesetzlichen Anderungsbedarf bei ei-
ner Veranderung der Tragerstruktur durch den Beitritt weiterer Gemeinden und Kreise verbun-
den ware.

Zu 83

Satz 1 regelt den Ubergang des gesamten Vermdgens der d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG
und der d-NRW Besitz-GmbH Verwaltungsgesellschaft auf die Anstalt. Die d-NRW Besitz-
GmbH & Co. KG und die d-NRW Besitz-GmbH Verwaltungsgesellschaft sind in der Folge nicht
mehr existent; eine Abwicklung bzw. Liquidation ist aufgrund der Rechtsnachfolge entbehrlich.

Die d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG ist diejenige Einrichtung, die derzeit das operative Ge-
schaft von d-NRW verantwortet. Die Funktion der d-NRW Besitz-GmbH Verwaltungsgesell-
schaft ist darauf begrenzt, als Komplementérin der d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG zu agieren
und deren Geschaftsfihrung zu Ubernehmen. Eine Rechtsnachfolge hinsichtlich der
d-NRW Public Konsortium GbR ist nicht vorgesehen. Die d-NRW Public Konsortium GbR en-
det aufgrund einer entsprechenden Regelung in ihrer Satzung mit dem Ende der d-NRW Be-
sitz-GmbH & Co. KG und wird liquidiert.

Das vom Ubergang nach Satz 1 erfasste Vermégen kann den zu erstellenden Bilanzen ent-

nommen werden. Die d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG und die d-NRW Besitz GmbH Verwal-
tungsgesellschaft haben eine Schlussbilanz und die Anstalt eine Eréffnungsbilanz zu erstellen.
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Die Anstalt wird gemal Satz 2 Gesamtrechtsnachfolgerin der beiden bestehenden Gesell-
schaften und tritt in alle Rechte und Pflichten ein. Dies betrifft insbesondere auch den Grund-
lagenvertrag mit der d-NRW Betriebs-GmbH & Co KG. Der Grundlagenvertrag soll allerdings
noch vor Inkrafttreten des Gesetzes dergestalt geandert werden, dass lediglich die Bestands-
pflege bereits laufender Projekte flr einen begrenzten Zeitraum ermdglicht wird.

Zu g4

Laut Absatz 1 Satz 1 wird die Anstalt von den Tragern, also dem Land Nordrhein-Westfalen
sowie den kommunalen Tragern, mit einem Stammkapital ausgestattet. Durch die konkrete
Ausgestaltung der Regelung ist ein Anwachsen des Stammkapitals moglich, aber in der abso-
luten Hohe begrenzt.

Das Land Nordrhein-Westfalen bringt seinen Anteil in Hohe von einer Million Euro am Stamm-
kapital durch den Vermdgensiubergang auf. Das einzubringende Stammkapital der beitreten-
den Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbande ist mit jeweils 1 000 Euro so bemessen,
dass die Einzahlungsverpflichtung keine relevante finanzielle Hirde darstellt.

Soweit das Eigenkapital der d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG und der d-NRW Besitz GmbH
Verwaltungsgesellschaft zum Umwandlungszeitpunkt den Betrag des Stammkapitals von ei-
ner Million Euro Ubersteigt, wird der berschieRende Eigenkapitalanteil in der freien Riicklage
der Anstalt ausgewiesen. Soweit das Eigenkapital der d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG und der
d-NRW Besitz GmbH Verwaltungsgesellschaft zum Umwandlungszeitpunkt den Betrag des
Stammkapitals von einer Million Euro unterschreitet, wird der fehlende Eigenkapitalanteil durch
das Land Nordrhein-Westfalen als Einlage in das Vermdgen der Anstalt geleistet.

Absatz 2 weist die sog. Anstaltslast gemeinschaftlich allen Tragern der Anstalt zu. Anstaltslast
meint, dass der Trager sicherstellt, dass die Anstalt fir die Dauer ihres Bestehens als Einrich-
tung funktionsfahig bleibt. Sie regelt lediglich das Innenverhaltnis zwischen Anstaltstrager und
Anstalt und begriindet keinen subjektiven Anspruch der Anstalt oder Dritter gegeniiber den
Anstaltstragern. Von einer Gewahrtragerhaftung wurde im Hinblick auf einen ansonsten be-
stehenden Konflikt mit dem européaischen Beihilferecht abgesehen. Der Verzicht auf die Ge-
wahrtragerhaftung macht deutlich, dass fir die kommunalen Trager kein Haftungsrisiko be-
steht.

Absatz 3 sieht vor, dass der jeweilige Anteil im Falle der Kiindigung nach 8§ 2 Absatz 2 unver-
zinslich zuruckgezahlt wird.

Zu 85

§ 5 weist der Anstalt eine allgemeine Satzungsautonomie hinsichtlich aller inneren Angelegen-
heiten zu. Zur Starkung der Eigenverantwortlichkeit der Anstalt wurde nicht nur auf die Vor-
gabe bestimmter Mindestinhalte oder die Aufstellung eines Genehmigungserfordernisses fur
die Satzung verzichtet, sondern auch davon abgesehen, die erste Satzung durch das die
Rechtsaufsicht fihrende Ministerium zu erlassen. Ergdnzende Regelungen kénnen in der Ge-
schéaftsordnung fur den Verwaltungsrat (8 8 Absatz 8) und in der Geschaftsordnung fir die
Geschaéftsfuhrung (8 10 Abs. 2 Satz 1) getroffen werden, die nach 8§ 9 Absatz 1 Nummer 1
vom Verwaltungsrat zu erlassen sind.
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Zu 86

Die Anstalt soll ihre Trager beim Einsatz von Informationstechnik in der offentlichen Verwal-
tung unterstitzen. Der europaischen Definition von E-Government folgend, wird dabei ein wei-
tes Verstandnis zu Grunde gelegt. Danach versteht man unter E-Government den Einsatz der
Informationstechnologien in 6ffentlichen Verwaltungen in Verbindung mit organisatorischen
Anderungen, um o6ffentliche Dienste zu verbessern und die Gestaltung und Durchfiihrung
staatlicher Politik zu erleichtern. Die Elektronisierungsvorstellungen betreffen bei diesem Kon-
zept sowohl verwaltungsinterne Vorgange — seien sie inner- oder zwischenbehordlich — als
auch die Interaktion zwischen Verwaltung und ,Aul3enwelt.

Wie auch in der bisherigen Struktur und bei den derzeit existierenden Gesellschaften wird der
Schwerpunkt auf der Begleitung von Projekten liegen, die ebenenlbergreifend auszugestalten
sind, also eine Vernetzung der IT zwischen staatlicher und kommunaler Ebene betreffen.
Diese Zielsetzung wird durch die gemeinsame staatlich-kommunale Tragerschaft dokumen-
tiert. Der Nutzen der Anstalt liegt vor allem in der Realisierung von Synergien, der Biindelung
und Bereitstellung von IT-Know-how, der Foérderung und Vereinfachung von
IT-Kooperationen und der Sicherstellung des Betriebs gemeinschaftlicher IT- Systeme. Letzt-
lich geht es dabei stets um informationstechnische Leistungen, die der Wahrnehmung &ffent-
licher Aufgaben dienen.

Primarer Adressatenkreis der Leistungen, die die Anstalt anbietet, sind ihre Trager. Fir diese
kann die Anstalt im Wege der Inhouse-Beauftragung ohne eine vorherige (europaweite) Aus-
schreibung tétig werden und Leistungen erbringen. Soweit diese originare Funktion nicht be-
eintrachtigt wird, ist die Anstalt berechtigt, Leistungen fur andere 6ffentliche Stellen zu erbrin-
gen. Der Begriff der offentlichen Stellen umfasst dabei Behérden, Organe der Rechtspflege
und andere 6ffentlich-rechtlich organisierte Einrichtungen des Bundes und der Lander. Eben-
falls umfasst sind Gemeinden, Gemeindeverbande sowie sonstige der Aufsicht des Bundes
oder der Lander unterstehende juristische Personen des o6ffentlichen Rechts und Rechtsper-
sonen des privaten Rechts, die von 6ffentlichen Stellen beherrscht werden.

Zu 8 6 Absatz 2

Absatz 2 sieht vor, dass die Anstalt perspektivisch neben ihren originaren Aufgaben operative
Unterstitzungseinheit fir den IT-Kooperationsrat gemaR § 21 des E-Government-Gesetzes
Nordrhein-Westfalen wird. Die Anstalt kann den IT-Kooperationsrat so dauerhaft bei der koor-
dinierten Umsetzung und Steuerung der kommunal-staatlichen IT-Kooperation unterstitzen.
Damit lasst sich zugleich eine Starkung der Handlungs- und Entscheidungsfahigkeit des IT-
Kooperationsrates herbeiftihren.

Zu 8 6 Absatz 3

Die Funktionsweise der Anstalt verandert sich im Vergleich zur bisherigen Situation nicht. Es
besteht ein auftragsbasiertes Leistungsaustauschverhdaltnis zwischen Auftraggeber (Land,
Kommunen oder andere oOffentliche Stellen) und der Anstalt als Auftragnehmer. Dabei gilt der
Grundsatz der Freiwilligkeit der Inanspruchnahme der Anstalt durch die Auftraggeber. Es ist
vorgesehen, dass die Leistungen der Anstalt gegenlber ihren Tragern aufgrund eines o6ffent-
lich-rechtlichen Vertrages erbracht werden. Dies entspricht dem Charakter der Tatigkeiten der
Anstalt als Unterstiitzung der Trager bei der Wahrnehmung ihrer éffentlichen Aufgaben und
der Zielsetzung, — wie in den bisherigen Strukturen — eine langerfristige Zusammenarbeit zu
begrinden.
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Zus’?v

Diese Vorschrift nennt als Organe der Anstalt den Verwaltungsrat sowie die Geschéftsfiihrung.
Fur die Geschaftsfiuhrerin oder den Geschaftsfiihrer wird zur sprachlichen Vereinfachung bei
gleichzeitiger Wahrung der geschlechtsspezifischen Gesetzesterminologie der Begriff der Ge-
schaftsfihrung verwendet. Nahere Regelungen zu den Organen finden sich in den nachfol-
genden Vorschriften.

Zu 88
8§ 8 enthalt Vorschriften tber die Zusammensetzung des Verwaltungsrates der Anstalt.

Nach Absatz 1 besteht der Verwaltungsrat aus dreizehn Mitgliedern, die teils dem kommuna-
len Bereich und teils dem Landesbereich zugeordnet sind. Dies entspricht der staatlich-kom-
munalen Ausrichtung der Anstalt und der gemeinsamen Tragerschaft des Landes Nordrhein-
Westfalen und der kommunalen Trager. Eine Veranderung der Anzahl in Abhangigkeit von der
Anzahl der kommunalen Trager ist nicht vorgesehen.

Die Festschreibung einer Anzahl von dreizehn Mitgliedern sichert die Funktionsfahigkeit des
Gremiums. Die Wahl einer ungeraden Anzahl von Mitgliedern erleichtert die Beschlussfassung
und stellt aufgrund der Benennungsrechte der Abséatze 2 und 3 einen maf3geblichen Einfluss
des Landes innerhalb der Anstalt sicher.

Nach Absatz 2 werden die sechs Vertreter der kommunalen Tréger im Verwaltungsrat durch
die kommunalen Spitzenverbande benannt. Den kommunalen Spitzenverbanden, in denen die
kommunalen Trager als Mitglieder organisiert sind, kommt eine Vertretungsfunktion fir die
kommunalen Interessen zu. Ob die kommunalen Spitzenverbande eigene Vertreter benennen
oder Vertreter aus den Tragerkommunen, ist nicht vorgegeben, sondern der Willensbildung
und Entscheidung der kommunalen Trager und der kommunalen Spitzenverbande vorbehal-
ten.

Die Ubrigen sieben Mitglieder des Verwaltungsrats werden gemall Absatz 3 vom Land be-
nannt. Um die unterschiedlichen Interessen des Landes hinsichtlich der Anstalt abzubilden,
sollen dabei bestimmte Vorgaben berticksichtigt werden. Das Land soll im Verwaltungsrat min-
destens durch das fir Inneres zustandige Ministerium (aufgrund der Zustandigkeit fir Kom-
munalangelegenheiten), durch das Finanzministerium (aufgrund der finanziellen Beteiligung
des Landes) und durch die oder den Beauftragten der Landesregierung fur Informationstech-
nik (aufgrund des thematischen Schwerpunkts der Aufgaben der Anstalt und der Verbindung
zum IT-Kooperationsrat) reprasentiert sein.

Nach Absatz 4 Satz 1 werden alle Mitglieder des Verwaltungsrates von der Landesregierung
bestellt. Die Bestellung erfolgt fur finf Jahre, was eine kontinuierliche Arbeit im Verwaltungsrat
sichert. Um die Beschlussfahigkeit des Verwaltungsrates auch im Verhinderungsfall zu si-
chern, ist nach Satz 2 jeweils ein stellvertretendes Mitglied zu benennen.

Unbenommen bleibt nach Absatz 5 Satz 1 das Recht des Vorschlagsberechtigten, eine Abbe-

rufung vorzunehmen und in diesem Fall fir den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied zu be-
nennen.
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Absatz 6 regelt die Wahl einer Vorsitzenden oder eines Vorsitzenden und der Stellvertreterin
oder des Stellvertreters. Die Aufgaben der oder des Vorsitzenden werden vom Gesetz nicht
bestimmt; sie kdnnen nach den Bedurfnissen der Anstalt durch Geschaftsordnung oder Sat-
zung ausgestaltet werden. Um die kommunal-staatliche Ausrichtung der Anstalt und die ge-
meinsame Tragerschaft zu dokumentieren, ermdglicht der Verzicht auf bestimmte ,Vorrechte®
des Vorsitzes auch ein Modell, in dem die oder der Vorsitzende und die Stellvertreterin oder
der Stellvertreter jeweils im Wechsel vom Land bzw. den kommunalen Tragern gestellt wer-
den.

Der Verwaltungsrat entscheidet nach Absatz 7 grundséatzlich mit der Mehrheit seiner Mitglie-
der. Besondere Quoren fir einzelne Entscheidungen kénnen in der Satzung vorgesehen wer-
den.

Details zum Verfahren im Verwaltungsrat, z. B. zu Fristen, Beschlussfahigkeit, Umlaufbe-
schlussen, Sonderregelungen fir Eilfalle und Ahnlichem, konnen durch die Geschéftsordnung
ausgestaltet werden, Absatz 8.

Absatz 9 regelt, dass die in den Verwaltungsrat bestellten Beamtinnen und Beamte ihre Auf-
gaben im Hauptamt wahrnehmen.

Nach Absatz 10 nimmt die Geschéftsfiihrung in beratender Funktion an den Sitzungen des
Verwaltungsrates teil.

Zus89
8 9 regelt die Aufgaben des Verwaltungsrates der Anstalt.

Der Verwaltungsrat entscheidet Uber die grundsatzlichen Angelegenheiten der Anstalt, wéh-
rend die laufenden Geschéfte dem Geschéftsflihrer nach Mafl3gabe des Gesetzes und in dem
vom Verwaltungsrat durch Satzung oder Geschéaftsordnung festgelegten Rahmen tiberantwor-
tet ist (8 10 Absatz 2). Absatz 1 enthéalt eine Aufzahlung der Gegenstande, Uber die der Ver-
waltungsrat Beschllsse fassen kann. Der Katalog ist nicht abschliel3end (,insbesondere®).

Absatz 2 weist dem Verwaltungsrat die Aufgabe des Vorgesetzten fir die Geschéftsfiihrung
Zu.

Absatz 3 enthalt eine Vertretungsregelung des Vorsitzes des Verwaltungsrates gegeniiber der
Geschaftsfuhrung.

Zu 810

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, dass die Geschaftsfilhrung aus der oder dem Vorsitzenden der
Geschaéftsfuhrung und einer allgemeinen Vertreterin oder einem allgemeinen Vertreter be-
steht. Nach Satz 2 wird die Geschaftsfiihrung fur die Dauer von hdchstens fiinf Jahren bestellt,
wobei eine erneute Bestellung zulassig ist.

Nach Absatz 2 ist die Geschéftsfuhrung fur alle Angelegenheiten zustandig, die nicht dem
Verwaltungsrat zugewiesen sind; hierzu zahlen insbesondere die laufenden Angelegenheiten
und die Vertretung der Anstalt nach aul3en. Absatz 2 regelt nicht nur die allgemeinen von der
Geschéftsfuhrung zu beachtenden Grundsétze, sondern verweist auch auf die Satzung der
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Anstalt und auf die vom Verwaltungsrat nach 8 9 Abs. 1 Nummer 1 zu erlassende Geschafts-
ordnung fur die Geschaftsfihrung.

Absatz 3 enthélt eine Unterrichtungspflicht der Geschéftsfiihrung gegeniiber dem Verwal-
tungsrat in allen wichtigen Angelegenheiten der Anstalt. Sie hat die Beschliisse des Verwal-
tungsrates vorzubereiten und auszufihren.

Nach Absatz 4 ist die oder der Vorsitzende der Geschaftsfihrung Vorgesetzte oder Vorge-
setzter der Beschdftigten. Samtliche Fragen der Personalfihrung werden von ihr oder ihm,
vorbehaltlich der Kompetenzen des Verwaltungsrates nach § 9 Absatz 1 Nummer 9 und 10,
wahrgenommen.

zu § 11

Die Wirtschaftsfiihrung, das Rechnungswesen und die Prifung der Anstalt richten sich - wie
bislang fiir die d-NRW Besitz-GmbH & Co.KG vorgegeben - nach den Vorschriften des Dritten
Buches des Handelsgesetzbuchs (88 238 ff. HGB).

Die Vorgabe des Absatz 2 Satz 1, kostendeckende Entgelte zu erheben, entspricht der heuti-
gen Situation und der unveranderten Grundfunktion der Anstalt, die auf Grundlage von Auftra-
gen tatig wird. Das Ziel der Kostendeckung nach Satz 1 schlief3t nicht aus, dass die Entgelte
eine Gewinnmarge enthalten bzw. am Ende des Geschaftsjahres ein Gewinn der Anstalt aus-
gewiesen wird. Die Gewinnerzielung darf jedoch nicht vorrangiges Ziel der Anstalt sein. Eine
auskommliche Preiskalkulation ist erforderlich, um Zeiten einer schlechteren Auslastung der
Anstalt ausgleichen und eine Riicklage zum Verlustausgleich oder flr Investitionen bilden zu
kénnen. Die Anstalt finanziert sich allein aus den Erlésen der Auftragsverhaltnisse. Dartber
hinaus gehende Zuwendungen erhélt die Anstalt nicht.

Zu 812

Die Vorgaben zum Wirtschaftsjahr und zum Jahresabschluss orientieren sich an den Vorga-
ben der Verordnung Uber kommunale Unternehmen und Einrichtungen als Anstalt des 6ffent-
lichen Rechts (Kommunalunternehmensverordnung - KUV) vom 24. Oktober 2001 (GV. NRW.
S. 773), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 19. September 2014 (GV. NRW. S. 616).

Zu 813

Der Public Corporate Governance Kodex wird als Mal3stab guter und verantwortungsvoller
Unternehmensfihrung und Kontrolle verstanden. Er soll insbesondere dazu dienen, Standards
fir das Zusammenwirken aller Beteiligten auf Seiten des Landes und der Beteiligungsgesell-
schaften (hier: Anstalt) festzulegen und zu definieren. Um eine Kontrolle der Einhaltung des
Kodex zu gewahrleisten, haben die Geschéftsfuhrung und der Verwaltungsrat nach Satz 2
jahrlich zu erklaren, dass den Empfehlungen des Kodexes entsprochen wurde und wird. Soll
von den Empfehlungen des Kodex abgewichen werden, ist dies nach Satz 3 nachvollziehbar
zu begrinden. Die Erklarung ist nach Satz 4 als Teil des Corporate Governance Berichts zu
vertffentlichen.

19



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/12313

Zu 814

Eine allgemeine Aufsicht ist ausreichend, um eine ordnungsgemafe Aufgabenerfillung der
Anstalt sicherzustellen. Eine Fachaufsicht ist hingegen nicht geboten, da der Anstalt keine
Aufgaben tbertragen werden.

Die Aufsicht des Landes bewirkt u.a., dass bestimmte landesrechtliche Vorgaben zur Anwen-
dung kommen, die allein auf bestehende Aufsichtsrechte abstellen (z. B. das Landesgleich-
stellungsgesetz oder das Landespersonalvertretungsgesetz).

Zu 815

Die Satzung und ihre Anderungen sowie alle sonstigen Bekanntmachungen sind im Ministeri-
alblatt des Landes Nordrhein-Westfalen zu veroffentlichen.

Zu 816

§ 16 enthalt Vorschriften fir den Ubergang des Personals von den bisherigen Gesellschaften
in die Anstalt. Wegen des damit verbundenen Eingriffs in die Rechte der Beschéftigten und
zur Gewahrleistung der Kontinuitat der Tatigkeit der bisherigen Gesellschaften regelt Absatz 1
den Ubergang der bisherigen Beschaftigungsverhéltnisse der bei der d-NRW Besitz-
GmbH & Co. KG und bei der d-NRW Besitz-GmbH Verwaltungsgesellschaft tatigen Beschaf-
tigten. Die Anstalt tritt in alle Rechte und Pflichten des bisherigen Arbeitgebers ein. Fir die
Ubergeleiteten Beschéftigten wird die Wahrung des Besitzstandes vorgesehen.

Nach Absatz 2 sind betriebsbedingte Beendigungskiindigungen im Zusammenhang mit der
Personaluberleitung fur eine Dauer von funf Jahren unzuléssig. Der Ausschluss betriebsbe-
dingter Beendigungskiindigungen bei der Uberleitung der Beschéftigten stellt eine soziale
Schutzvorschrift dar.

Die in Absatz 3 geregelte Anrechnung von Beschéftigungszeiten soll sicherstellen, dass keine
Schlechterstellung erfolgt.

Die Regelung des Absatzes 4 gewabhrleistet, dass der Anspruch der Uibergeleiteten Beschaf-
tigten auf eine zuséatzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung bei der Versorgungsanstalt
des Bundes und der Lander gesichert bleibt. Hierflir hat die Anstalt sicherzustellen, dass die
dafur erforderlichen tatsachlichen und rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden bezie-
hungsweise erhalten bleiben.

Zu 817

Um den Gemeinden, Kreisen und Landschaftsverbanden des Landes Nordrhein-Westfalen ei-
nen Beitritt bereits im Jahr 2017 zu ermdglichen, ist der rickwirkende Beitritt zum 1. Ja-
nuar 2017 madglich. Abweichend von § 2 Absatz 1 muss die Beitrittserklarung daher nicht bis
zum 30. September 2016 vorliegen.

Absatz 2 ermdglicht eine Beitrittserklarung vor Inkrafttreten. Diese wird unmittelbar mit Inkraft-

treten dieses Gesetzes mit der Folge wirksam, dass die Anstalt in ihrem Errichtungszeitpunkt
keine reine Landes-, sondern eine Mehrtrageranstalt ist.
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Zu 8§18

Zur Sicherstellung der Funktionsfahigkeit der Anstalt unmittelbar nach Inkrafttreten des Geset-
zes wird die Kompetenz der Aufsichtsbehdrde, die Aufgaben des Verwaltungsrates der Anstalt
bis zur vollstandigen Bestellung des Verwaltungsrates wahrzunehmen, statuiert.

Zu 819

Diese Vorschrift enthalt die Inkrafttretensregelung und eine Berichtspflicht der Landesregie-
rung gegeniber dem Landtag.
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Sitzungsvorlage-Nr. 61/1561/XVI1I/2016

Gremium Sitzungstermin Behandlung

Kreistag 28.09.2016 offentlich

Tagesordnungspunkt:
Entwicklungsplan Kulturlandschaft im Rhein-Kreis Neuss, Fertigstellung
des Gesamtplans

Sachverhalt:

Der Entwicklungsplan Kulturlandschaft im Rhein-Kreis Neuss wurde im Mai 2016
fertiggestellt. Die Planung ist im Birgerinfoportal des Rhein-Kreis Neuss eingestellt (Anlage)
und wird als Druckfassung zur Sitzung ausgelegt.

Im Folgenden soll zusammenfassend ein Uberblick {iber das Erarbeitungsverfahren, den
Inhalt und die weitere Verwendung der Planung gegeben werden.

1. Erarbeitungsschritte

Als Fortflihrung des Masterplan:Griin der Region Kéln-Bonn wurde im April 2013 der
Entwicklungsplan Kulturlandschaft flir das stdliche Kreisgebiet mit den Stadten Dormagen,
Neuss (teilweise) und Grevenbroich sowie den Gemeinden Rommerskirchen und Jichen
fertiggestellt.

Eine Erweiterung der Planung flr das nérdliche Kreisgebiet mit den Kommunen Neuss,
Meerbusch, Kaarst und Korschenbroich erfolgte auf Grundlage des PLUA-Beschluss vom April
2014.

Die beiden Planungen sind in der vorgelegten Gesamtfassung zusammengefihrt.

2. Abstimmungsverfahren

Entsprechend der Beschlusslage wurde die Planung insbesondere in enger Zusammenarbeit
mit den kreisangehérigen Kommunen sowie weiteren wichtigen Akteuren wie dem

Erftverband, der RWE Power AG, der Landwirtschaftskammer und dem Rheinischen
Landwirtschaftsverband durchgefiihrt.
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Hierzu wurden gemeinsam mit dem beauftragten Nirnberger Buro WGF-Landschaft
vielzdhlige Abstimmungen mit den Kommunen und den o.g. Beteiligten zu den
grundsatzlichen Leitbildern und Entwicklungszielen sowie insbesondere zu den
umsetzungsorientierten Entwicklungsprojekten durchgefiihrt. Die Entwicklungsprojekte
wurden Uberwiegend auf Initiative der Kommunen in die Planung aufgenommen.

Weiterhin erfolgte in einem Werkstattgesprach die Abstimmung der Planung mit der
Regionalplanungsbehdrde. Beteiligt waren hier die Vertreter der Kommunen, der Region
KdIn-Bonn sowie der Landwirtschaft. Dort wurde auch das durch Prof. Schulte erarbeitete
Kulturlandschaftsnetzwerk vorgestellt.

Die Entwicklungsplanung wurde aus regionalplanerischer Sicht insgesamt begriifit,
Teilaspekte der Planung wurden bereits in den aktuellen Entwurf des Regionalplans
Disseldorf eingearbeitet.

3. Inhalte der Planung

Die Planung umfasst einen Analyseteil und die Entwicklung von Leitbildern und
Entwicklungszielen. Um den aktuellen Anspriichen der Wissenschaft und Regionalplanung zu
genigen sowie zur Anpassung des Standards der Planung an den Masterplan:Grin der
Region K&ln Bonn wurde als wissenschaftliche Grundlage des Entwicklungsplanes
Kulturlandschaft das sogenannte , Netzwerk der Kulturlandschaften™ durch Prof. Dr. Gerd
Schulte erarbeitet. Diese Arbeit bildet die Basis flir die Abgrenzung und Leitbilder der
jeweiligen Kulturlandschaftseinheiten im Kreisgebiet, denen die einzelnen
Entwicklungsprojekte zugeordnet werden.

Die Konzeption und Vorbereitung umsetzungsbezogener Projekte bilden den Schwerpunkt
des Entwicklungsplanes Kulturlandschaft. Dabei stehen die konzipierten Projekte in
Zusammenhang mit der umgebenden Kulturlandschaft, steigern deren Erlebbarkeit und
tragen idealerweise zur Qualifizierung der typischen Merkmale der Kulturlandschaft bei.

Es wurden insgesamt 42 Einzelprojekte aufgestellt und dartiber hinaus 3 Projekte die das
ganze Kreisgebiet umfassen und Ubergreifend die Themen ,Landwirtschaft®, ,Padagogisches
Konzept" und ,Touristische Erfahrbarkeit" in Zusammenhang zum Kulturlandschaftsnetzwerk
stellen.

4. Planungssystematische Einordnung

Ihrem Charakter nach ist die Konzeption eine Rahmenplanung, also informell und ohne
rechtliche Bindungswirkung. Mit dem Kulturlandschaftsnetzwerk liegt ein Leitbild vor,
welches Entwicklungsziele fir die zukiinftige Raumentwicklung formuliert. Die gemeinsam
erarbeiteten Projetideen zeigen erste Losungen auf, um diese Ziele zu realisieren.

6. Ausblick

Einige Projektideen konnten bereits Anst6Be zu einer weiteren Konkretisierung der Planung
geben. Hierzu zahlt beispielsweise die Projektidee der ,,Griinen Fuge Jiichen", welche im
Rahmen des Prozesses der Innovationsregion Rheinisches Revier aufgegriffen wurde.
Weitere Konkretisierungen werden flr den ,Strategischen Bahndamm Rommerskirchen-
Neuss" sowie die Planungen zum ,Freizeitkonzept Nievenheimer Seen" erarbeitet. Es ist zu
hoffen, dass der aktuelle EFRE-Forderaufruf des Landes NRW ,,Griine Infrastruktur® auch
Projekte des Entwicklungsplanes Kulturlandschaft unterstiitzen und beférdern wird.
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Mit dem Entwicklungsplan Kulturlandschaft ist ein Orientierungsrahmen fiir andere
Fachplanungen und raumliche Planungen gesetzt. Die Kulturlandschaft wird dadurch eine
groBere Aufmerksamkeit erfahren und idealerweise mit einer héheren Sensibilitat behandelt.
Die aktive Weiterentwicklung und Qualifizierung der Kulturlandschaft im Rhein-Kreis Neuss
ist ein standiger Prozess, der von vielen Akteuren getragen werden muss. Der Erfolg wird
von den Initiativen der Projektentwickler und den finanziellen Férdermdglichkeiten
abhangen.

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag nimmt die zur Sitzung vorgelegte Planung , Entwicklungsplan Kulturlandschaft
im Rhein-Kreis Neuss" zustimmend zur Kenntnis. Die Verwaltung wird beauftragt, die
Umsetzung der Entwicklungsplanung zu begleiten und zu untersttitzen.

Anlagen:
Entwicklungsplan Kulturlandschaft im RKN
= Anlage wurde vorab per Mail verschickt
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Tagesordnungspunkt:

Antrag der Kreistagsfraktion SPD vom 24.08.2016 zum Thema "Senkung
der Kreisumlage fiir das Haushaltsjahr 2017"

Anlagen:
SPD_Senkung der Kreisumlage
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KREISTAGSFRAKTION IM RHEIN-KREIS NEUSS
www. die-spd-kreistagsfraktion.de

SPD

SPD-KREISTAGSFRAKTION | PLATZ DER REPUBLIK 11 | 41515 GREVENBROICH SPD-Kreistagsfraktion

Fraktionsgeschéftsstelle
An den
Landrat des Rhein-Kreises Neuss
Herrn Hans-Jiurgen Petrauschke
Kreisverwaltung

Willy-Brandt-Haus
Platz der Republik 11
41515 Grevenbroich

Tel: 02181 / 2250 20
41460 Neuss Fax: 02181 / 2250 40
Mobil: 0173 / 7674919

Mail: kreistagsfraktion@
spd-kreis-neuss.de

24. August 2016

Kreistagssitzung am 28. September 2016

Sehr geehrter Herr Landrat,

die SPD-Fraktion bittet Sie, folgenden Antrag auf die Tagesordnung des Kreistages
am 28. September 2016 zu nehmen.

Antrag auf Senkung der Kreisumlage fur das Haushaltsjahr 2017

Beschluss

Der Kreistag beschlief3t die Kreisumlage von 40,75 Prozentpunkten fur das
Haushaltsjahr 2017 in Hohe der Mehreinnahmen zu senken.

Begrindung:

Der Landrat und die CDU/FDP Koalition hatten in den Haushaltsberatungen fur die
Jahre 2016/17 eine Erhdéhung der Kreisumlage auf jeweils 40,75% Punkten gefordert
um ein Haushaltsdefizit von 7,5 Mio. Euro auszugleichen und diese dann gegen den
Willen aller Burgermeister und der Opposition im Kreistag durchgesetzt.

Jetzt wurden die Zahlen fur das Gemeindefinanzierungsgesetz 2017 durch das
Innenministerium NRW bekanntgegeben, welche eine sehr deutliche Erhdhung der
Schlisselzuweisungen fur den Rhein-Kreis Neuss ausweisen.

Geschiftsstelle: Kontoverbindung: Offnungszeiten:
Frau Brigitte Baasch, Referentin Sparkasse Neuss Montag bis Donnerstag
Mail: brigittebaasch.ktf@t-online.de von 8:00 bis 15:30 Uhr

Frau Gaby Schillings, Mitarbeiterin IBAN: DE87305500000059111054
Mail: gabyschillings.ktf@t-online.de  BIC: WELA DE DN
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KREISTAGSFRAKTION IM RHEIN-KREIS NEUSS
www. die-spd-kreistagsfraktion.de

SPD-KREISTAGSFRAKTION | PLATZ DER REPUBLIK 11 | 41515 GREVENBROICH

Insgesamt 38.428.575 Euro an Schlisselzuweisungen sollen fur das Jahr 2017 an
den Rhein-Kreis Neuss flie3en. Das ist eine Steigerung von 123,4 %, also um
21.226.297 Euro die der Kreis fur das Haushaltsjahr 2017 zusatzlich zur Verfiigung
hat.

Zudem werden dem Rhein-Kreis Neuss aus dem Bundesprogramm zur Entlastung
der Kommunen von 5 Mrd. Euro ab 2018 weitere zusatzliche 8.6 Mio. Euro fir die
Kosten der Unterkunft (KdU) in Aussicht gestellt, die im Haushaltsplan bereits
berticksichtigt werden kénnen.

Demnach hat der Rhein-Kreis Neuss 2017 ungeplante Mehreinnahmen von ca.
21.226.297 Euro, die er zur Entlastung der Stadte und Gemeinden einsetzen kann.
Dies ist umso mehr geboten, da der Mehrbetrag des Kreises mit einer gesunkenen
Steuerkraft der Kommunen einhergeht. Diese ist insgesamt um ca. 31. Mio. Euro
gesunken. Darauf muss der Kreis Ricksicht nehmen und die Mehreinnahmen an die
Stadte und Gemeinden weitergeben, damit diese ihre Haushaltsprobleme bewaltigen
konnen.

Mit freundlichen GriRen

Wu @Vﬂ(

Rainer Thiel MdL

- Vorsitzender -
Geschiftsstelle: Kontoverbindung: Offnungszeiten:
Frau Brigitte Baasch, Referentin Sparkasse Neuss Montag bis Donnerstag
Mail: brigittebaasch.ktf@t-online.de von 8:00 bis 15:30 Uhr

Frau Gaby Schillings, Mitarbeiterin IBAN: DE87305500000059111054
Mail: gabyschillings.ktf@t-online.de  BIC: WELA DE DN
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Tagesordnungspunkt:

Resolution der Kreistagsfraktionen CDU und FDP vom 07.09.2016 zum

Thema "Dienstrecht NRW"

Anlagen:
CDU,FDP_Resolution - Dienstrecht NRW
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Fraktionen im Kreistag des Rhein-Kreises Neuss

An

Landrat Hans-Jurgen Petrauschke
OberstralRe 91

41460 Neuss

07. September 2016

Resolution fur die Sitzung des Kreistages am 28. September 2016

Frauenforderung — Gutes Ziel, falscher Weg!

Sehr geehrter Herr Petrauschke,

die Kreistagsfraktionen von CDU und FDP bitten Sie, die folgende Resolution auf die
Tagesordnung der nachsten Sitzung des Kreistages am 28. September 2016 zu
setzen.

Resolution

Der Landtag hat am 09. Juni 2016 mit den Stimmen der rot-griinen Landtagsmehrheit
das Dienstrechtsmodernisierungsgesetz verabschiedet, das seit 01. Juli 2016 in Kraft
ist. Die neue Regelung gilt auch fir den Rhein-Kreis Neuss als Dienstherr seiner
Beamtinnen und Beamten.

Die Regelung, wonach Frauen auch bei einer schlechteren Qualifikation bevorzugt
befordert werden, bringt durch nachvollziehbare Ungerechtigkeiten groRe Unruhe in
die Reihen der Beamtinnen und Beamten — auch im Rhein-Kreis Neuss. Die rot-
grine Neuregelung flhrt zu erheblichem Unmut im 6ffentlichen Dienst und zu einer
Vielzahl von Klagen gegen Beforderungsentscheidungen.

1-

CDU-Kreistagsfraktion = Miinsterplatz 13a = 41460 Neuss
Telefon: 02131/718850 = Telefax: 02131/7188555 = E-Mail: fraktion@cdu-rheinkreisneuss.de
= Internet: www.cdu-rheinkreisneuss.de

FDP-Kreistagsfraktion = Brauereistrae 13 = 41352 Korschenbroich
Telefon: 02161/8299860= Telefax: 02161/8299861* E-Mail: info@fdp-rkn.de = Internet: www.fdp-rkn.de



Das Verwaltungsgericht Dusseldorf hat die systematische Bevorzugung von Frauen
bei Beférderungen im o6ffentlichen Dienst inzwischen als verfassungswidrig erklart.
Das Verwaltungsgericht hat bestatigt, dass Ernennungen nach Eignung, Befahigung
und fachlicher Leistung ohne Rucksicht auf das Geschlecht vorzunehmen seien.

Frauenforderung ist ein wichtiges und richtiges Ziel. Dazu gehort auch, dass bessere
Voraussetzungen fur den Zugang von Frauen zu Fuhrungspositionen geschaffen
werden.

Der Rhein-Kreis Neuss lehnt den Versuch der rot-grinen Landesregierung, eine
bestehende Ungleichheit durch Schaffung einer neuen Ungleichbehandlung zu
beseitigen, ab.

Der Rhein-Kreis Neuss fordert die rot-griine Landesregierung auf, die
verfassungswidrige Frauenférderung zu korrigieren und dem Landtag umgehend

eine verfassungskonforme Neuregelung vorzulegen, die im Dialog mit
Gewerkschaften und Verbanden zu erarbeiten ist.

Mit freundlichen GriRRen

/%gé M Pl prtw Cr

Dieter W. Welsink Rolf Kluthausen

Vorsitzender der Vorsitzender der

CDU-Kreistagsfraktion FDP-Kreistagsfraktion

im Rhein-Kreis Neuss im Rhein-Kreis Neuss
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"Mehr junge Menschen fiir die Kreispolitik begeistern!”

Anlagen:
Antrag CDU FDP Schiilerpraktikum
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Freie
Demokraten

CDU

Fraktionen im Kreistag des Rhein-Kreises Neuss

An

Landrat Hans-Jurgen Petrauschke
OberstralRe 91

41460 Neuss

14. September 2016

Antrag fur die Sitzung des Kreistages am 28. September 2016

Mehr junge Menschen fur die Kreispolitik begeistern!

Sehr geehrter Herr Petrauschke,

die Kreistagsfraktionen von CDU und FDP bitten Sie, den folgenden Antrag auf die
Tagesordnung der nachsten Sitzung des Kreistages am 28. September 2016 zu
setzen.

Antrag

Der Kreistag des Rhein-Kreises Neuss prift die Einfiihrung eines kreispolitischen
Schilerpraktikums.

Die Verwaltung wird gebeten in der nachsten Sitzung des Kreistags ein Konzept zu
Inhalt, Umfang und Ablauf eines kreispolitischen Schulerpraktikums vorzulegen.
Begrundung

Die jungste Shell-Jugendstudie (2015) hat gezeigt, dass sich Jugendliche wieder
mehr fur Politik interessieren. Im Vergleich zum Tiefpunkt mit 30 Prozent im Jahr
2002 sind es jetzt 41 Prozent der 12- bis 25-Jahrigen, die sich selbst als ,politisch

interessiert” bezeichnen.
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Ein kreispolitisches Schulerpraktikum méchte auf diesem gestiegenen politischen
Interesse der Jugendlichen aufbauen und gleichzeitig dort, wo dieses noch nicht
ausgepragt ist, politisches Interesse wecken. Ziel ist die Starkung des
demokratischen Bewusstseins unter Jugendlichen, die Darstellung der zahlreichen
kommunalpolitischen Partizipationsmaoglichkeiten im Rhein-Kreis Neuss sowie die
Vermittlung der zahlreichen Berufsbilder, die in der Kommunalverwaltung auf
Kreisebene anzutreffen sind.

Im Rahmen eines kreispolitischen Schilerpraktikums kdnnte eine begrenzte Anzahl
von Jugendlichen der Klassen 9 oder 10 aus dem Rhein-Kreis Neuss fur etwa zweli
Wochen

e An den offentlichen Sitzungen des Kreistags und seiner Ausschiisse
teilnehmen

e In Absprache mit den Fraktionen an einer Fraktionssitzung teilnehmen

e Im Presseamt einen Einblick in die Offentlichkeitsarbeit sowie die Nutzung von
Homepage und sozialen Medien gewinnen

e In den Fachbereichen der Verwaltung praktische Erfahrungen in der
Bearbeitung und Losung lokaler Fragestellungen sammeln

e Einen dienstlichen Termin des Landrats und/ oder des Kreisdirektors
begleiten.

Jugendliche lernen dadurch, wie Demokratie, Gewaltenteilung und praktische Politik
funktionieren. Zudem erhalten sie einen Einblick in die zahlreichen beruflichen
Tatigkeiten der Kreisverwaltung und des offentlichen Dienstes. Das Praktikum leistet
damit nicht nur einen Beitrag fur mehr politisches Know-How, sondern auch fr
berufliche Orientierung und erste praktische Qualifizierungen von Schilerinnen und
Schilern im Rhein-Kreis Neuss.

Am Ende des Schillerpraktikums erhalten die Praktikantinnen und Praktikanten ein
Teilnahmezeugnis durch den Landrat.

Mit freundlichen GriRRen

Dieter W. Welsink Rolf Kluthausen

Vorsitzender der Vorsitzender der

CDU-Kreistagsfraktion FDP-Kreistagsfraktion

im Rhein-Kreis Neuss im Rhein-Kreis Neuss
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Gremium Sitzungstermin Behandlung

Kreistag 28.09.2016 offentlich

Tagesordnungspunkt:
Sitzungskalender 2017

Sachverhalt:

Die Sitzungstermine des Kreistages und seiner Ausschiisse werden auch in das
Birgerinformationsportal des Rhein-Kreises Neuss eingestellt.

Hinweis:
Die Sitzung des Kreistages am 28.03.2017 sowie die Sitzungen des Kreisausschusses am
20.06.2017, 19.09.2017 und 05.12.2017 finden an einem Dienstag statt.

Anlagen:
Sitzungskalender 2017






Sitzungskalender 2017 I‘,ﬁ'bil‘il

des Kreistages des Rhein-Kreises Neuss kl’ElS

und seiner Ausschiisse neuss

Beginn der Sitzungen:
Kreistag und Kreisausschuss 15.00 Uhr

Fachausschlsse/-gremien 17.00 Uhr
Jan |Feb | Mrz Apr hai Jun | Jul |Aug |Sep |Okt [INov Dez
Kreistag 28 28 27 13
Kreisausschuss 18 | 22| 22 | 26| 17| 20 30 |19 08 | 05
Aufsichtsrat Kreiswerke 20 26 18
Betriebsausschuss 31 09
Seniorenhduser
Finanzausschuss 14 26
Jugendbhilfeausschuss 07 04
Krankenhausausschuss 06 12 11 04
Kreisverkehrsgesellschaft 14 11
- Sitzungsbeginn 8.00 Uhr -
Kulturausschuss 25 17
Landschaftsbeirat 13 23 20 13
Liegenschaftsausschuss 01
Nahverkehrs- und 14 11
StraBBenbauausschuss
Partnerschaftskomitee 09 14
Europadische Nachbarn
Personalausschuss 24 05 06 22
Planungs- und 21 13 28
Umweltausschuss
Polizeibeirat 08 23
Rechnungsprifungs- 14 06
ausschuss
Rettungsausschuss 03 12
Schulausschuss 06 29 19
Sozial- und 09 18 05 07
Gesundheitsausschuss
Sportausschuss 20 18
Verwaltungsrat TZG 22 15
Weitere Auskiinfte: Fe.rie"termi"e:
. Weihnachten 23.12.2016 - 06.01.2017
Buro des Landrates Ostern 10.04.2017 — 22.04.2017
@ 02181 601-1019 Pfingsten 06.06.2017
kreistagsbuero@rhein-kreis-neuss.de Sommer 17.07.2017 — 29.08.2017
Herbst 23.10.2017 — 04.11.2017
Weihnachten 23.12.2017 — 06.01.2018




	Sitzungsdokumente
	Einladung Kreistag 010

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  2 Verpflichtung und Einführung eines neuen Kreistagsabgeordneten
	Vorlage  010/1573/XVI/2016

	TOP Ö  4 Einbringung des Entwurfs des Gesamtabschlusses zum 31.12.2014
	Vorlage  20/1554/XVI/2016

	TOP Ö  5 Einbringung des Entwurfs des Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2015
	Vorlage  20/1541/XVI/2016

	TOP Ö  6 Verzeichnis der über-/außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen im Haushaltsjahr 2016
	Vorlage  20/1567/XVI/2016
	ÜPL_APL 1. Verzeichnis (Liste)_2016  20/1567/XVI/2016

	TOP Ö  7 Beitritt des Rhein-Kreises Neuss als Träger der mit Wirkung zum 01. Januar 2017 in Kraft tretenden rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts mit der Bezeichnung „d-NRW AöR“
	Vorlage  VI/1451/XVI/2016
	Errichtung einer Anstalt öffentlichen Rechts d-NRW AöR  VI/1451/XVI/2016
	GE zur AöR d-NRW  VI/1451/XVI/2016

	TOP Ö  8 Entwicklungsplan Kulturlandschaft im Rhein-Kreis Neuss, Fertigstellung des Gesamtplans
	Vorlage  61/1561/XVI/2016

	TOP Ö  9.1 Antrag der Kreistagsfraktion SPD vom 24.08.2016 zum Thema "Senkung der Kreisumlage für das Haushaltsjahr 2017"
	Vorlage  010/1559/XVI/2016
	SPD_Senkung der Kreisumlage  010/1559/XVI/2016

	TOP Ö  9.2 Resolution der Kreistagsfraktionen CDU und FDP vom 07.09.2016 zum Thema "Dienstrecht NRW"
	Vorlage  010/1574/XVI/2016
	CDU,FDP_Resolution - Dienstrecht NRW  010/1574/XVI/2016

	TOP Ö  9.3 Antrag der Kreistagsfraktionen CDU und FDP vom 14.09.2016 zum Thema "Mehr junge Menschen für die Kreispolitik begeistern
	Vorlage  010/1586/XVI/2016
	Antrag CDU FDP Schülerpraktikum  010/1586/XVI/2016

	TOP Ö  11 Sitzungskalender 2017
	Vorlage  010/1558/XVI/2016
	Sitzungskalender 2017  010/1558/XVI/2016



